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TEIL I - BAULEITPLANERISCHER TEIL  

 

1 Räumlicher Geltungsbe-
reich 

Der Plangeltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 12 “Inter-
kommunales Gewerbegebiet” der Gemeinde Goosefeld be-
findet sich westlich der Ortslage an der Bundesstraße B 203. 
Westlich, südlich und nördlich grenzen unbebaute, landwirt-
schaftlich genutzte Flächen an das Plangebiet an. 
Der Plangeltungsbereich umfasst die Flurstücke 8/1, 9/1, 9/2, 
10/5 sowie Teile der Flurstücke 27/3 und 26/18 der Flur 2 der 
Gemarkung Goosefeld mit einer Größe von ca. 9,8 ha. 
 
 
 

2 Planungserfordernis/  
Planungsanlass 

Anlass der Planung ist die Notwendigkeit der Betriebsverla-
gerung der in der Stadt Eckernförde ansässigen Firma Pun-
ker, deren derzeitiges Betriebsgelände keinerlei Entwick-
lungsmöglichkeiten zulässt und zu Konflikten mit benachbar-
ten Nutzungen führt. Die Firma punker GmbH ist ein Gewer-
bebetrieb, der für die Stadt Eckernförde als großer Arbeitge-
ber und für Gewerbesteuereinnahmen von hoher Bedeutung 
ist. Es handelt sich um einen für den Wirtschaftsraum Eckern-
förde sehr bedeutenden Arbeitgeber. Die Entwicklungsmög-
lichkeiten des Betriebes am bestehenden Standort sind aus-
geschöpft. Für den Weiterbestand des Betriebes ist eine Ex-
pansion erforderlich. Gleichzeitig ist die wirtschaftliche Um-
strukturierung der Betriebs- und Produktionsabläufe mit ei-
nem Flächenbedarf von ca. 40.000 m2 bis 45.000 m2 einher-
gehend. Aufgrund der engen Verstrickung der Betriebs- und 
Produktionsabläufe kommt ausschließlich eine vollständige 
Verlagerung des Betriebsstandortes in Betracht. Aktuell sind 
ca. 300 Mitarbeiter*innen im Betrieb beschäftigt, die im We-
sentlichen in der näheren Umgebung ihren Wohnsitz haben. 
Die Fachkräfte und das vorhandene Fachwissen stellen ei-
nen wesentlichen Baustein des Unternehmens dar. Daher 
besteht der Wunsch, sich in der näheren Umgebung zum jet-
zigen Standort neu und nachhaltig zu entwickeln, um die Mit-
arbeiter*innen langfristig an das Unternehmen zu binden. 
Hierfür wird eine Lage im Süden Eckernfördes bzw. südlich 
des Eckernförde Stadtgebietes mit guter verkehrlicher Anbin-
dung an die B 203 / Autobahnanschlussstelle der BAB 7 
Rendsburg/ Büdelsdorf priorisiert, um die Belastungen, die 
aus den nicht unwesentlichen durch das Unternehmen verur-
sachten Lkw-Verkehre (3-Schicht-Betrieb) nicht durch das 
Stadtgebiet Eckernfördes mit den ohnehin stark belasteten B 
76 oder B 203 zu führen. 
 
Aus diesem Grund beabsichtigt die Gemeinde Goosefeld in-
nerhalb ihres Gemeindegebiets ein interkommunales Gewer-
begebiet zusammen mit der Stadt Eckernförde zu entwickeln. 
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Um dieses Vorhaben umsetzen zu können, bedarf es einer 
Änderung des Flächennutzungsplans und der Aufstellung ei-
nes Bebauungsplans. 
Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen hat 
die Gemeinde Goosefeld die Aufstellung des Bebauungs-
plans Nr. 12 beschlossen. Im Parallelverfahren wird die 10. 
Änderung des Flächennutzungsplans erarbeitet. 
Die über den Bedarf der Firma punker hinausgehenden Ge-
werbeflächen des Bebauungsplans sollen für vorhandene in-
teressierte Gewerbetreibende aus der Region vorgehalten 
werden. 
 
 
 

3 Bestandsbeschreibung Der Plangeltungsbereich umfasst ausschließlich Ackerflä-
chen, die rundum von weiteren landwirtschaftlichen Flächen 
umgeben sind. Teile der Bundesstraße sowie der Straße 
Ravenshorst befinden sich ebenfalls im Plangebiet. 
Nördlich, außerhalb des Geltungsbereichs, befindet sich eine 
Waldfläche. Die Ortslage Goosefelds befindet sich östlich der 
Bundesstraße.  
 
 
 

4 Planungsvoraussetzungen  

4.1 Landesentwicklungsplan Der Landesentwicklungsplan stellt Goosefeld als Stadt- und 
Umlandbereich im ländlichen Raum dar. Goosefeld befindet 
sich im Entwicklungsraum für Tourismus und Erholung und 
liegt innerhalb des Naturparks Hüttener Berge. 
Als Grundsatz für die Flächenvorsorge für Gewerbe wird im 
Landesentwicklungsplan formuliert: 
„Alle Gemeinden können unter Beachtung ökologischer und 
landschaftlicher Gegebenheiten eine bedarfsgerechte Flä-
chenvorsorge für die Erweiterung ortsansässiger Betriebe 
sowie die Ansiedlung ortsangemessener Betriebe treffen. 

Vor der Neuausweisung von Flächen sollen in den Gemein-
den geeignete Altstandorte, Brachflächen und Konversions-
standorte genutzt werden. Es soll darauf geachtet werden, 
dass Flächen sparend gebaut wird, die Gewerbeflächen den 
Wohnbauflächen räumlich und funktional sinnvoll zugeordnet 
sind und dass insbesondere exponierte Standorte qualitativ 
hochwertig gestaltet werden.“ 
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4.2 Regionalplan  Der Regionalplan für den Planungsraum III (2000) stellt die 
Lage Goosefelds im Stadt-Umlandbereich im ländlichen 
Raum dar. Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines Ge-
bietes mit besonderer Bedeutung für den Abbau oberflächen-
naher Rohstoffe. 
Der Plangeltungsbereich liegt innerhalb des Naturparks Hüt-
tener Berge. 
 
 

4.3 Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan stellt den Plangeltungsbereich als 
Flächen für die Landwirtschaft dar. Im südlichen Teil des 
Plangebietes wird die vorhandene Hochspannungsleitung 
dargestellt.  

 

 
Abb.: Ausschnitt aus dem gültigen Flächennutzungsplan, mit Kennzeich-
nung der Lage des BP 12 

 
Die Planung eines Gewerbegebietes leitet sich nicht aus den 
Darstellungen des Flächennutzungsplanes ab. Es ist somit 
die 10. Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich, 
die im Parallelverfahren erarbeitet wird. 
 
 

4.4 Landschaftsrahmenplan Der neu aufgestellte Landschaftsrahmenplan (Neuaufstel-
lung 2020) stellt Goosefeld und die weitere Umgebung als 
Gebiet mit besonderer Erholungseignung dar. Teile des Plan-
gebietes befinden sich in einem Wasserschutzgebiet. Im süd-
lichen Teil des Plangebietes befinden sich oberflächennahe 
Rohstoffvorkommen (Sand, Kies). 
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Der Landschaftsrahmenplan stellt außerdem die Lage 
Goosefelds innerhalb des Naturparks Hüttener Berge dar. 
 
 

4.5 Landschaftsplan Der Landschaftsplan der Gemeinde Goosefeld stellt den 
Planbereich als Ackerfläche dar. Entlang der B 203 ist eine 
Baumreihe dargestellt. Südlich des Plangebietes befindet 
sich laut Landschaftsplan ein Denkmal. 
Die Planung entspricht nicht den Darstellungen des Land-
schaftsplans. 
 

 

 
Abb.: Ausschnitt aus dem gültigen Landschaftsplan mit Kennzeichnung der 
Lage des BP Nr. 12 

 
 

4.6 Gebiet für Rohstoffsiche-
rung 

Das Plangebiet befindet sich laut Regionalplan für den Pla-
nungsraum III (2000) innerhalb eines Gebietes mit besonde-
rer Bedeutung für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe. 
 
In Schleswig-Holstein sind die räumlichen Voraussetzungen 
für eine vorsorgende Sicherung sowie geordnete Aufsuchung 
und Gewinnung von standortgebundenen Rohstoffen über 
den Landesentwicklungsplan (LEP) und die Regionalpläne 
sicherzustellen. Der LEP 2010 und die Entwurfsneufassung 
führen aus, dass hierzu Rohstofflagerstätten und 
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Rohstoffvorkommen von wirtschaftlicher Bedeutung für die 
zukünftige Gewinnung von Rohstoffen langfristig planerisch 
zu sichern sind. 
Die Landesplanungsbehörde stellt sowohl den LEP als auch 
alle Regionalpläne neu auf und hat daher die Fachplanungs-
träger aufgefordert, Grundlagen für die im Rahmen der Lan-
desplanung und Raumordnung zu bearbeitenden Themen zu 
aktualisieren. 
 
Der Fachbeitrag Rohstoffsicherung des Geologischen Lan-
desdienstes zur Erfassung aller Gebiete für die Sicherung 
und den Abbau mineralischer Rohstoffe in Schleswig-Hol-
stein wurde im Januar 2019 fertiggestellt.  
 
Die Rohstoffsicherung als Bestandteil der öffentlichen Da-
seinsvorsorge setzt die umfassende Kenntnis über die Roh-
stoffpotenziale voraus. In diesem Zusammenhang wurden 
vom Geologischen Dienst die Grundlagen zur Rohstoffsiche-
rung erarbeitet. Die Rohstoff-Fachplanungskulisse ist roh-
stoffgeologisch begründet und unterliegt im Weiteren einer 
Abwägung mit anderen Belangen durch die Landesplanungs-
behörde. 
 
Bei der Fläche in der Gemeinde Goosefeld handelt es sich um 
ein Vorkommen. Vorkommen stellen Rohstoffpotenziale dar, 
die hinsichtlich ihrer Verbreitung und Verwendungsmög-
lichkeiten noch nicht so weitgehend untersucht sind, dass sie 
ganz oder teilweise als Lagerstätte bezeichnet werden kön-
nen. 
 
Im Fachbeitrag Rohstoffsicherung wird eine Klassifizierung 
der Lagerstätten und Vorkommen in drei Kategorien vorge-
nommen. Die Klassifizierung der Potenzialgebiete ergänzt die 
Einteilung in Lagerstätten und Vorkommen durch eine Bewer-
tung der Versorgungsfunktion. Sie stellt eine Empfehlung des 
Geologischen Dienstes an die Landesplanungsbehörde dar. 
Die Rohstoffpotenzialgebiete der Fachplanung Rohstoffsiche-
rung unterliegen im Weiteren einer Abwägung durch die Lan-
desplanungsbehörde. Das Abwägungsergebnis wird dann zu 
einer regionalplanerischen Ausweisung von Vorrang- und 
Vorbehaltsflächen für den Rohstoffabbau führen. 
 
Es werden die Kategorien Klasse A für sehr hohen Rohstoff-
sicherungsbedarf, Klasse B für hohen Rohstoffsicherungsbe-
darf und die Klasse C mit mittel- bis langfristigem Rohstoffsi-
cherungsbedarf zugeordnet.  
 
Das Vorkommen in Goosefeld wird als Fläche der Kate-
gorie C bewertet: 
 
„Kategorie C: mittel- bis langfristiger Rohstoffsiche-
rungsbedarf  
Klasse C (83 Gebiete, davon 1 Lagerstätte und 82 Vorkom-
men):  



Gemeinde Goosefeld Begründung zum Entwurf 
10. Änderung FNP Dezember 2020 
 

AC  PLANERGRUPPE - 6 - 

Nachrangiges Rohstoffpotenzial, i.d.R. „Vorkommen“. Der-
zeit besteht keine Gewinnung und es ist auch kein aktuelles 
Nutzungsinteresse erkennbar. Kurz- bis mittelfristig besteht 
kein hoher Rohstoffsicherungsbedarf; das langfristige Frei-
halten dieser Gebiete von konkurrierenden Belangen sollte 
angestrebt werden.“ 
 

 
Abb.: Ausschnitt aus der Karte „Gebiete für die Sicherung und den Abbau 
oberflächennaher mineralischer Rohstoffe in Schleswig-Holstein“ (LLUR 
2019) 
 
 
Im Entwurf des Landesentwicklungsplans, der sich zur Zeit 
im Beteiligungsverfahren befindet, wird zu Vorbehaltsgebie-
ten folgendes Ziel formuliert: 
Als Vorbehaltsgebiete für den Abbau oberflächennaher Roh-
stoffe sind in den Regionalplänen darzustellen: 
 
• Lagerstätten, für die noch kein Vorrang festgelegt wor-

den ist, 
• Gebiete mit noch nicht ausreichend untersuchten Roh-

stoffvorkommen oder nicht genau bestimmbaren Roh-
stoffmengen, soweit sie von erkennbar regionaler oder 
überregionaler Bedeutung sind. 

 
Ob das Vorkommen in Goosefeld von regionaler oder über-
regionaler Bedeutung ist und somit in den Regionalplan zu 
übernehmen ist, unterliegt der Abwägung der Landespla-
nungsbehörde.  
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4.7 Archäologisches Interes-
sensgebiet  

Der Plangeltungsbereich befindet sich innerhalb eines archä-
ologischen Interessensgebietes. Das archäologische Lan-
desamt hat aus diesem Grund archäologische Untersuchun-
gen gem. § 14 DSchG für erforderlich gehalten, da zu-
reichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im Verlauf von 
baulichen Maßnahmen / Erdarbeiten in ein Denkmal einge-
griffen werden wird.  
Auf der überplanten Fläche wurden am 16. – 18.11.2020 in 
Absprache mit dem Planungsträger vom Archäologischen 
Landesamt Schleswig-Holstein Voruntersuchungen mit 
Nachweis von relevanten archäologischen Befunden (ein ge-
störtes Megalithgrab und eine vorgeschichtliche Siedlungs-
fläche) durchgeführt. Die in der Kartierung rot markierte Flä-
che muss vor weiteren Bodeneingriffen im Rahmen einer ar-
chäologischen Hauptuntersuchung ausgegraben werden. 
Die restliche Fläche wurde vom archäologischen Landesamt 
zur Umsetzung der Planung freigeben. 
Innerhalb der Vorbehaltsfläche ist die Nutzung als Gewerbe-
gebiet sowie die Errichtung der Erschließungsstraße unzu-
lässig, bis die archäologische Hauptuntersuchung stattgefun-
den hat, abgeschlossen ist und die Fläche vom archäologi-
schen Landesamt freigegeben wird. Die Durchführung der ar-
chäologischen Hauptuntersuchung ist zwingend, da sonst die 
Erschließung des Bebauungsplans nicht gesichert ist. Die 
Gemeinde gewährleistet die Durchführung der archäologi-
schen Hauptuntersuchung vor dem Beginn der Maßnahmen. 
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Abb.: Überlagerung der Archäologische Hauptuntersuchungsfläche (rot schraffierte Fläche) 
innerhalb des BP 12 

 
 
 
5 Standortalternativenprüfung 

 

Mit der Firma punker GmbH handelt es sich um ein in Eckern-
förde ansässiges Unternehmen, für das ein Standort für die 
Betriebsumsiedlung gefunden werden soll. Die Stadt Eckern-
förde möchte den Betrieb als wesentlichen Arbeitgeber des 
Wirtschaftsraumes in der Stadt halten. Die Prüfung alternati-
ver Standorte konzentriert sich somit im ersten Schritt auf das 
Stadtgebiet Eckernfördes. 
 
Mittelzentrum Eckernförde 
Die Stadt Eckernförde wird im Landesentwicklungsplan als 
Mittelzentrum im Stadt- Umlandbereich im ländlichen Raum 
dargestellt. Damit obliegt ihr eine Versorgungsfunktion für die 
Region. 
 
„Die Stadt- und Umlandbereiche in ländlichen Räumen sollen 
als regionale Wirtschafts-, Versorgungs- und Siedlungs-
schwerpunkte in den ländlichen Räumen gestärkt werden 
und dadurch Entwicklungsimpulse für den gesamten ländli-
chen Raum geben.“  
 
Weiter zeichnen sich die Stadt-Umlandbereiche „durch ein 
herausgehobenes Angebot an Arbeits- und Ausbildungsplät-
zen sowie durch Einpendlerüberschüsse aus und bieten (...) 
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ein größeres Angebot an Infrastruktur, insbesondere für den 
gehobenen Bedarf. Arbeitsplätze und Infrastruktur befinden 
sich hier schwerpunktmäßig in den Kernstädten (...)“.  
 
„Besonders die mittelzentralen Orte in den ländlichen Räu-
men leisten einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung der Ver-
sorgungsfunktion. Mittelzentren „sind darüber hinaus regio-
nale Wirtschafts- und Arbeitsmarktzentren mit einem breit ge-
fächerten Angebot an Arbeits- und Ausbildungsplätzen. In 
diesen Funktionen sind sie zu stärken und weiterzuentwi-
ckeln“.  
 
Dies bedeutet für die Stadt Eckernförde, dass sie ihrer Funk-
tion als Mittelzentrum nachzukommen hat und gewerbliche 
Flächen sowie als „regionales Arbeitsmarktzentrum“ ausrei-
chend Arbeitsplätze zur Versorgung der Region bereitzustel-
len hat. 
 
Diese Funktion wird im Regionalplan bekräftigt. 
So heißt es „die Stadt- Umlandbereiche sollen als bedeu-
tende Wirtschafts- und Arbeitsmarktzentren im Planungs-
raum sowie als Versorgungs- und Siedlungsschwerpunkte in 
den ländlichen Räumen gestärkt und weiterentwickelt wer-
den. Sie sollen Entwicklungsimpulse für die umliegenden 
ländlichen Räume geben.“  
 
So weist der Regionalplan daraufhin, dass die Wirtschafts-
struktur der Stadt Eckernförde zu erhalten und auszubauen 
ist. 
„Durch die Ausweisung neuer Gewerbegebiete im Norden 
und Süden der Stadt sind Voraussetzungen geschaffen wor-
den neue Betriebe anzusiedeln beziehungsweise vorhan-
dene Erweiterungsmöglichkeiten anzubieten.“  
 
Da der Regionalplan aus dem Jahr 2000 ist, sind diese An-
gaben teils überholt. In der Zwischenzeit sind die geschaffe-
nen Gewerbeflächen überwiegend entwickelt worden, so-
dass nur ein geringer Anteil an Erweiterungsmöglichkeiten 
bestehen bleibt. Diese sind auf den Bedarf der Firma punker 
GmbH zu prüfen. 
 
Zu den Standortvoraussetzungen und der städtebaulichen 
Entwicklung formuliert der LEP weiter: 
 
„Die Gemeinden sollen (..) unter Beachtung ökologischer und 
landschaftlicher Gegebenheiten - über spezifische Standort-
voraussetzungen für Gewerbe und Industrie verfügen, eine 
gute überörtliche Verkehrsanbindung einschließlich guter 
ÖPNV-Anbindung der Arbeitsplätze haben sowie räumlich 
gut dem Zentralen Ort oder den Siedlungsachsen zugeordnet 
sein.“  
 
„Neue Bauflächen sollen nur in guter räumlicher und ver-
kehrsmäßiger Anbindung an vorhandene, im baulichen 
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Zusammenhang bebaute, tragfähige und zukunftsfähige Ort-
steile und in Form behutsamer Siedlungsabrundungen aus-
gewiesen werden. Eine Erweiterung von Siedlungssplittern 
soll vermieden werden. Auf eine gute Einbindung der Bau-
flächen in die Landschaft soll geachtet werden.“  
 
Aufgrund der Grundsätze aus LEP und Regionalplan zur 
Ausweisung und Eingliederung neuer Bauflächen in städte-
baulicher sowie verkehrlicher Hinsicht wird das Stadtgebiet 
Eckernförde auf geeignete Alternativstandorte für die Firma 
punker untersucht. 
 
Die Flächen werden im Rahmen der Standortalternativenprü-
fung anhand der nachfolgenden Kriterien einer genaueren 
Prüfung unterzogen. 
 
 

5.1 Kriterien für die Standortal-
ternativenprüfung 

A: bestehendes Planrecht 
Es ist zu prüfen, welche Art der Nutzung derzeit auf den zu 
untersuchenden Flächen im Flächennutzungsplan, ggf. Be-
bauungsplan, festgesetzt ist. Ebenfalls wird die Notwendig-
keit eines vollständigen Bauleitplanverfahrens für die Reali-
sierung der Planung geprüft. 
 
B: Landschaftsbild / Naturschutz 
Von einem Gewerbegebiet können Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes in unterschiedlichem Maße ausgehen Zu-
dem wird geprüft, welche Ziele im Landschaftsplan für die Al-
ternativflächen dargestellt werden. Weitere naturschutzrecht-
liche Rahmenbedingungen wie gesetzlich geschützte Bio-
tope oder Biotopverbundflächen werden herangezogen. 
 
C: Städtebauliche Einbindung / Nutzungskonflikte 
Bei der Alternativenprüfung ist zu prüfen, wie sich das ge-
plante Gewerbegebiet in die vorhandene Bebauung einglie-
dert. Es wird bewertet, inwieweit Konflikte zwischen vorhan-
dener und geplanter Nutzung oder beispielsweise immissi-
onsschutzrechtliche Konflikte zu erwarten sind. 
 
D: Verkehrliche Anbindung 
Zu überprüfen ist auch, inwieweit die Alternativflächen an das 
vorhandene Verkehrsnetz angebunden sind, bzw. ob eine 
Anbindung mit vertretbarem Aufwand möglich ist. Zudem ist 
die Anbindung insbesondere hin Hinblick auf die Lkw-Bewe-
gungen der Firma punker, mit Ihrer letztlichen Ausrichtung 
auf die BAB 7 in südlicher Richtung und die damit verbunde-
nen Belastungen entlang der Streckenführung im Siedlungs-
raum zu prüfen.  
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E: Flächenverfügbarkeit 
Es wird die Flächenverfügbarkeit in Bezug auf den Flächen-
bedarf (4,5 ha) der Firma Punker geprüft. Da die Umsiedlung 
des Betriebes für das Jahr 2022 geplant ist, wird eine Ein-
schätzung zur zeitlichen Realisierbarkeit auf den möglichen 
Flächen gegeben. 
 
 

5.2 Flächenprüfung auf Ebene 
der Stadt Eckernförde 

 
 
 
 

 
Abb.: Übersichtsplan geprüfter Alternativflächen in Eckernförde 
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Abb.: Flächennutzungsplan der Stadt Eckernförde 
 

 
Alternativfläche 1  
Nordwestliches Stadtgebiet Eckernförde, bestehendes Gewerbegebiet Nord/ Grasholz 
Das Gewerbegebiet Nord/ Grasholz wird unter der Voraussetzung einer Erweiterung in Größe 
des Flächenbedarfs der Firma Punker betrachtet. 
 
A: Planrecht - Flächennutzungsplan: Gewerbegebiet 

- Bestehender Bebauungsplan: B-Plan Nr. 34 „Gewerbegebiet 
Nord“, B-Plan Nr.63 „Gewerbegebiet Grasholz-Nord“  

- Flächenerweiterung/ Bauleitplanverfahren: notwendig 
 

B: Landschaftsbild / 
Naturschutz 

- Landschaftsplan: 
- Nördlich: Agrarflächen, reich strukturiert durch Knicks, sehr be-

wegtes Relief 
- Südlich: Grünzug mit Dauergrünland und Kleingewässern, zum 

Teil Ausgleichsflächen 
 

- Hohe Empfindlichkeit des Landschafsbildes aufgrund der Expo-
niertheit der Fläche 

 
C: Städtebauliche 

Einbindung / Nut-
zungskonflikte 

- Eine Erweiterung des Gewerbegebiets würde an bestehende ge-
werbliche Strukturen in Eckernförde anknüpfen. Gleichzeitig wäre 
ein Neuinaspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen in der Ge-
meinde Gammelby notwendig. 

- Die Ansiedlung der Firma punker würde mit dem Anspruch/ 
der Ausrichtung des Gewerbegebiets an naturverträgliche 
Nutzungen mit geringem Ressourcenverbrauch kollidieren. 
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D: Verkehrliche An-
bindung 

- Die Anbindung an die B 76 wäre durch den Ausbau der Ortsstraße 
möglich. 

- Die Anbindung an das überregionale Verkehrsnetz ist nicht 
ohne Durchfahrt der ohnehin stark belasteten B 76 und B 203 
in Eckernförde möglich. Somit ist die überregionale Verkehrs-
anbindung an die BAB 7 als problematisch anzusehen. 
 

E: Flächenverfügbar-
keit 

- Einzelflächen von geringer Größe verfügbar 
- Flächenbedarf der Firma punker derzeit nicht erfüllt 

 
- Erweiterung um den Flächenbedarf der Firma punker über das 

Stadtgebiet hinaus, Interkommunale Vereinbarung mit Gemeinde 
Gammelby notwendig 
 

 
Alternativfläche 2 
Nördlicher Stadteingang Eckernförde, westlich der B 203, Ostlandstraße 
 
A: Planrecht - Flächennutzungsplan: gemischte Bauflächen, Flächen für die 

Landwirtschaft 
- Bauleitplanverfahren: notwendig 

 
B: Landschaftsbild / 

Naturschutz 
Landschaftsplan:  

- Westlicher Teil: sonstige Freifläche von landschaftsökologischer 
Bedeutung 

- Östlicher Teil: Agrarfläche 
- Zwei gesetzlich geschützte Knicks durchlaufen die Fläche 

 
- Hohe Empfindlichkeit des Landschafsbildes 

 
- Bestand: untergenutzte Flächen 

 
C: Städtebauliche 

Einbindung / Nut-
zungskonflikte 

- Frei liegende Fläche westlich der B 203, wenige städtebauliche 
Strukturen an die angeknüpft werden kann 
 

- Maßstäblichkeit der vorhandenen Strukturen zum geplanten Vor-
haben mit Konfliktpotenzial versehen 

- Exponierte Lage im Landschaftsraum 
 

D: Verkehrliche An-
bindung 

- Die Anbindung an die B 203 ist möglich. 
- Die Anbindung an das überregionale Verkehrsnetz ist nicht 

ohne Durchfahrt der ohnehin stark belasteten B 76 und B 203 
in Eckernförde möglich. Somit ist die überregionale Verkehrs-
anbindung an die BAB 7 als problematisch anzusehen. 
 

E: Flächenverfügbar-
keit 

- Vielzahl an Einzeleigentümern (8 Einzeleigentümer) 
- Umsetzungszeitraum nicht absehbar 
- Flächenbedarf (4,5 ha) der Firma punker derzeit nicht sicher erfüll-

bar 
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Alternativfläche 3 
Südliches Stadtgebiet, Lage im Siedlungsgebiet, östlich der B 203, 
Die Fläche wird unter der Voraussetzung betrachtet, dass der Standort der Firma Sig Sauer in 
Eckernförde geschlossen wird. Zudem sind, um die Flächenbedarfe der Firma punker zu erfül-
len, angrenzende genutzte Flächen mit heranzuziehen. 
 
A: Planrecht - Flächennutzungsplan: gewerbliche Bauflächen 

- Bestehender Bebauungsplan: B-Plan Nr. 21 „Wilhelmsthal“ 
- Notwendigkeit eines B-Planverfahrens wäre bezüglich Festset-

zungsbedarfen zu prüfen 
 

B: Landschaftsbild / 
Naturschutz 

- Landschaftsplan: Siedlungsfläche 
 

- Keine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund der Lage 
innerhalb des Siedlungsgebietes 
 

C: Städtebauliche 
Einbindung / Nut-
zungskonflikte 

- Lage im Siedlungsgebiet der Stadt Eckernförde 
- Städtebauliche Einbindung gegeben 
- Aufgrund des bestehenden Gewerbegebietes sind keine Nut-

zungskonflikte zu angrenzenden Nutzungen zu erwarten. 
 

- Betriebsabläufe der Firma punker wären nicht optimal umsetzbar 
 

D: Verkehrliche An-
bindung 

- Erschließung für Lieferverkehre ist auf Machbarkeit zu prüfen 
- Anbindung an die B 203 im südlichen Bereich der Stadt Eckern-

förde ist gegeben. 
 

- Die überregionale Verkehrsanbindung an die BAB 7 ist gesichert. 
 

E: Flächenverfügbar-
keit 

- Freiwerden des Standortes in unbestimmten Zeitraum 
- Flächenbedarf der Firma punker derzeit nicht erfüllbar, nur in Ver-

bindung mit Erwerb einer Vielzahl an nebenliegenden derzeit un-
terschiedlich genutzten Flächen möglich 

- Umsetzungszeitraum nicht absehbar 
 

 
 
5.3 Flächenprüfung auf Inter-

kommunaler Ebene  
Da sich aufgrund der dargelegten Kriterien keine Fläche in-
nerhalb Eckernfördes unmittelbar anbietet, der Firma punker 
jedoch die Möglichkeit eröffnet werden soll im Wirtschafts-
raum Eckernförde zu verbleiben werden nachfolgend inter-
kommunale Standortortalternativen innerhalb des Wirt-
schaftsraums untersucht. 
 
Weiter ergibt sich aus dem Regionalplan für den Nahbereich 
Eckernförde, dass die Flächenreserven innerhalb des Stadt-
gebietes erschöpft sind. 
 
„Die weitere bauliche Ausdehnung für Gewerbe- und Wohn-
bauflächen kann nur in Zusammenarbeit mit Nachbargemein-
den erfolgen. Dabei werden die Flächen im Norden in Rich-
tung Barkelsby, vor allem aber im Süden in Richtung 
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Goosefeld entlang der Bundesstraße 203, von besonderer 
Bedeutung sein.“ 
 
Da sich auch die wohnbauliche Entwicklung nach dem ökolo-
gisch orientierten Flächennutzungsplan richtet und sich über-
wiegend im Süden vollziehen soll, zeigt es sich konträr die 
Entwicklung eines Gewerbegebietes im Norden zu ermögli-
chen.  
 
Da sich bezüglich der verkehrlichen Situation vor allem Flä-
chen südlich des Eckernförder Stadtgebietes in Richtung 
Goosefeld entlang der B 203 anbieten, wird die Gemeinde 
Goosefeld neben den weiteren Nachbargemeinden ange-
sprochen „Lösungsmöglichkeiten für eine gemeinsame zu-
künftige Entwicklung des Stadt- und Umlandbereiches zu er-
arbeiten. Hierzu gehören unter anderem die Themenfelder 
„Flächenmanagement“, „interkommunale Zusammenarbeit“ 
und „Interessenausgleich“. (Regionalplan III) 
 
Die Gemeinde Goosefeld wird mit besonderer Bedeutung ver-
sehen und daher für einen interkommunalen Ansatz als Part-
ner angesprochen. Da bisher keine Gebietsentwicklungspla-
nungen für die gemeinsame Entwicklung des Stadt- Umland-
bereiches oder Gewerbeflächenentwicklungskonzepte erfolg-
ten, auf die zurückgegriffen werden kann, erfolgt eine Prüfung 
einzelner Flächen für ein interkommunales Gewerbegebiet 
zwischen dem Stadtgebiet Eckernförde sowie der Gemeinde 
Goosefeld entsprechend der Anforderungen der Firma pun-
ker. 
Darüber hinaus werden keine Flächen weiter südlich der Ge-
meinde Goosefeld untersucht, da sich eine Standortumsied-
lung der Firma punker auch nach den Grundsätzen der Lan-
des- und Regionalplanung in räumlicher Nähe zum Mittelzent-
rum befinden soll. Eine weitere Ausweichung in den ländli-
chen Raum kaum vorstellbar. 
 
Zwischen Eckernförde und Goosefeld lassen sich insgesamt 
6 Alternativflächen (Flächen Nr. 4-10) identifizieren, die po-
tentiell für die Realisierung des geplanten Gewerbegebietes 
aufgrund ihrer Größe und der Lage an der B 203 geeignet sein 
könnten. Diese Flächen werden im Rahmen der Standortal-
ternativenprüfung anhand der oben aufgeführten Kriterien ei-
ner genaueren Prüfung unterzogen. 
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Abb.: Geprüfte Interkommunale Alternativflächen  

 
 

 
Abb.: Flächennutzungsplan 
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Alternativfläche 4  
Südlicher Stadteingang Eckernfördes, östlich der B 203, anschließend an das bestehende 
Gewerbegebiet Marienthal in Eckernförde 
 
A: Planrecht - Flächennutzungsplan: Fläche für die Landwirtschaft 

- Bauleitplanverfahren: erforderlich 
 

B: Landschaftsbild / 
Naturschutz 

Landschaftsplan:  
- Westlicher Teil: möglicher Standort für ein Gewerbegebiet 
- Östlicher Teil: Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

auf Moorböden 
 

- Bestand: Ackerfläche 
- Südlich und östlich angrenzende Waldflächen, Waldabstand  
- Vorbelastungen des Landschaftsbildes (B 203, Gewerbegebiet) 
- Durch Waldflächen relativ gute Eingrünung vorhanden 

 
C: Städtebauliche 

Einbindung / Nut-
zungskonflikte 

- Die Fläche schließt unmittelbar an die Siedlungsfläche Eckern-
förde an 

- Sie eignet sich für gewerbliche Bebauung als Arrondierung zur 
Siedlungsfläche Eckernfördes  

- Keine erheblichen immissionsschutzrechtlichen Konflikte zu er-
warten 
 

D: Verkehrliche An-
bindung 

- Die Anbindung an die B 203 ist möglich. 
- Die überregionale Verkehrsanbindung an die BAB 7 ist gesichert. 
 

E: Flächenverfügbar-
keit 

- Keinerlei Verkaufsbereitschaft des Eigentümers, Flächen 
werden als betriebseigene Anbauflächen für Substratanbau 
benötigt 
 

 
Alternativfläche 5  
Südlicher Stadteingang Eckernfördes, westlich der B 203, anschließend an das bestehende 
Wohngebiet Domsland 
 
A: Planrecht - Flächennutzungsplan: Fläche für die Landwirtschaft 

- Bauleitplanverfahren: notwendig 
 

B: Landschaftsbild / 
Naturschutz 

- Landschaftsplan: Flächen für die Landwirtschaft 
- Bestand: Ackerfläche 
- drei Einzelbiotope (Kleingewässer) innerhalb der Fläche 
- Vorbelastungen des Landschaftsbildes (B 203, Wohnbebauung) 
 

C: Städtebauliche 
Einbindung / Nut-
zungskonflikte 

- Die Fläche schließt unmittelbar an die Siedlungsfläche Eckern-
fördes an.  

- Die Ansiedlung eines Gewerbegebietes unmittelbar angrenzend 
an das vorhandene Wohngebiet ist aufgrund der zu erwartenden 
Emissionskonflikte problematisch (potentielle Gemengelage).  
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D: Verkehrliche An-
bindung 

- Die Anbindung an die B 203 ist möglich.  
- Die überregionale Verkehrsanbindung an die BAB 7 ist gesichert. 
 

E: Flächenverfügbar-
keit 

- Die Fläche steht grundsätzlich zur Verfügung, ist aber bereits 
für Wohnnutzung vorgesehen. 

- Gebietsänderungsvertrag auf Grundlage geplanten Wohn-
bauflächenerweiterung liegt vor, die Fläche wird umgemein-
det und gehört ab 1.1.2021 zur Stadt Eckernförde 
 

 
Alternativfläche 6 (Gemeinde Windeby) 
Südlicher Stadteingang Eckernfördes, westlich der B 203, anschließend an die geplante Er-
weiterung des Wohngebietes Domsland, nördlich Lange Linie  
 
A: Planrecht - Flächennutzungsplan: Fläche für die Landwirtschaft 

- Bauleitplanverfahren: notwendig 
 

B: Landschaftsbild / 
Naturschutz 

- Bestand: Ackerfläche 
- Nordwestlich angrenzende Waldfläche, Waldabstand  
- Hohe Empfindlichkeit des Landschafsbildes 
 

C: Städtebauliche 
Einbindung / Nut-
zungskonflikte 

- Die Fläche hat perspektivisch Anschluss an die (zukünftig einge-
meindete) Siedlungsfläche Eckernförde.  

- Die Ansiedlung eines Gewerbegebietes unmittelbar angrenzend 
an das geplante Wohngebiet ist aufgrund der zu erwartenden 
Emissionen problematisch (3-Schicht-Betrieb punker) 

- Die vorhandene Wohnnutzungen entlang der Straße Lange Linie 
sind immissionsrechtlich ebenfalls problematisch 

- Starke Nutzungskonflikte sind zu erwarten. 
 

D: Verkehrliche An-
bindung 

- Die Anbindung an die B 203 ist nicht direkt möglich, nur über den 
Ausbau der Straße Lange Linie  
 

E: Flächenverfügbar-
keit 

- Nicht geprüft, da die Fläche aufgrund anderer Kriterien nicht ge-
eignet ist. 
 

 
Alternativfläche 7 (Gemeinde Windeby) 
Östlich Ortsteil Goosschmiede, östlich der B 203 
 
A: Planrecht - Flächennutzungsplan: Fläche für die Landwirtschaft 

- Bauleitplanverfahren: notwendig 
 

B: Landschaftsbild / 
Naturschutz 

- Bestand: Ackerfläche 
- Stark strukturiert durch gesetzlich geschützte Knicks  
- östlich angrenzende Waldflächen, Waldabstand  
- Hohe Wertigkeit des Landschaftsbildes  
- Durch Waldflächen relativ gute Eingrünung vorhanden 

 
C: Städtebauliche 

Einbindung / Nut-
zungskonflikte 

- städtebaulich nicht integrierte Lage 
- Aufgrund der vorhandenen Wohnnutzung sind erhebliche immis-

sionsschutzrechtliche Konflikte zu erwarten. 
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D: Verkehrliche An-

bindung 
- Die Anbindung an die B 203 ist möglich.  
- Die überregionale Verkehrsanbindung an die BAB 7 ist gesichert. 

 
E: Flächenverfügbar-

keit 
- Nicht geprüft, da die Fläche aufgrund anderer Kriterien nicht ge-

eignet ist. 
 

 
Alternativfläche 8 (Gemeinde Windeby) 
Südwestlich Ortsteil Goosschmiede, westlich der B 203 
 
A: Planrecht - Flächennutzungsplan: Fläche für die Landwirtschaft 

- Bauleitplanverfahren: notwendig 
 

B: Landschaftsbild / 
Naturschutz 

- Bestand: Ackerfläche 
- mittlere Wertigkeit des Landschaftsbildes  
- strukturarme Flächen 
- exponierte Lage im Landschaftsraum 

 
C: Städtebauliche 

Einbindung / Nut-
zungskonflikte 

- städtebaulich nicht integrierte Lage 
- aufgrund der vorhandenen Wohnnutzung sind erhebliche immis-

sionsschutzrechtliche Konflikte zu erwarten  
 

D: Verkehrliche An-
bindung 

- Die Anbindung an die B 203 ist möglich.  
- Die überregionale Verkehrsanbindung an die BAB 7 ist gesichert. 

 
E: Flächenverfügbar-

keit 
- Nicht geprüft, da die Fläche aufgrund anderer Kriterien nicht ge-

eignet ist. 
 

 
Alternativfläche 9  
Östlich von Goosefeld, westlich der B 203, nördlich der Straße Ravenshorst 
 
A: Planrecht - Flächennutzungsplan: Fläche für die Landwirtschaft 

- Bauleitplanverfahren: notwendig 
 

B: Landschaftsbild / 
Naturschutz 

Landschaftsplan: 
- Flächen für Anpflanzungen (Neuaufwaldung einer Ackerfläche) 
- Biotope (Kleingewässer) im nördlichen Teil 

 
- Bestand: Ackerfläche 
- westlich angrenzende Waldfläche, Waldabstand  
- bewegtes Relief, hohe Empfindlichkeit des Landschaftsbil-

des 
 

C: Städtebauliche 
Einbindung / Nut-
zungskonflikte 

- Städtebaulich nicht integrierte Lage 
- Nähe zur Ortslage Goosefeld 
- keine erheblichen immissionsschutzrechtlichen Konflikte bei An-

siedlung eines Gewerbegebietes zu erwarten 
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D: Verkehrliche An-
bindung 

- Die Anbindung an die B 203 ist über die Straße Ravenshorst 
möglich.  

- Die überregionale Verkehrsanbindung an die BAB 7 ist gesichert. 
- Erschließung der Fläche aufgrund des stark bewegten Reli-

efs (8 m Höhenunterschiede) problematisch 
 

E: Flächenverfügbar-
keit 

- Nicht geprüft, da die Fläche aufgrund anderer Kriterien nicht ge-
eignet ist. 
 

 
Alternativfläche 10 (Fläche des vorliegenden Bebauungsplans)  
Östlich von Goosefeld, westlich der B 203, südlich der Straße Ravenshorst 
 
A: Planrecht - Flächennutzungsplan: Fläche für die Landwirtschaft 

- Bauleitplanverfahren: notwendig 
 

B: Landschaftsbild / 
Naturschutz 

Landschaftsplan: 
- Ackerfläche 
- Baumreihe entlang der B 203 

 
- Bestand: Ackerfläche 
- nordwestlich angrenzende Waldfläche, nur sehr kleiner Teil von 

Waldabstand betroffen 
- weitgehend ebenes Relief 
- Vorbelastungen des Landschaftsbildes durch Hochspannungslei-

tung 
- Einbettung in den Höhenverlauf des Geländes. Das Gelände ist 

nördlich und südlich jeweils durch einen Höhenrücken einge-
fasst. Obwohl diese Höhenrücken nur geringe Verläufe aufwei-
sen, wird die Exponiertheit der Fläche im Landschaftsraum von 
der B 203 aus spürbar gemindert. 

- Hohe Empfindlichkeit des Landschafsbildes 
 

C: Städtebauliche 
Einbindung / Nut-
zungskonflikte 

- Städtebaulich nicht integrierte Lage 
- Lage gegenüberliegend zum Siedlungszusammenhang Goose-

feld/ Ortsanbindung 
 
- keine immissionsschutzrechtlichen Konflikte bei Ansiedlung ei-

nes Gewerbegebietes zu erwarten 
 

D: Verkehrliche An-
bindung 

- Die Anbindung an die B 203 ist über die Straße Ravenshorst 
möglich (teilweiser Ausbau).  

- Die überregionale Verkehrsanbindung an die BAB 7 ist gesichert. 
 

E: Flächenverfügbar-
keit 

- Fläche steht zur Verfügung 
- Flächenbedarf der Firma punker wird abgedeckt. 
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5.4 Alternativflächenbetrachtung 

im angrenzenden Wirt-
schaftsraum Rendsburg  

 

Da sich bei der genauen Betrachtung alternativer Flächen 
im Bereich interkommunaler Zusammenarbeiten im Wirt-
schaftsraum Eckernfördes keine selbstverständliche Lö-
sung ergibt und in jedem Falle einer gründlichen Abwägung 
bedarf, werden darüber hinaus Alternativflächen im angren-
zenden Wirtschaftsraum Rendsburg betrachtete. 
 
Es bestehen die Interkommunalen Gewerbegebiete 
Borgstedtfelde und Rendsburg/ Österrönfeld. Beide Gewer-
begebiete sind ca. 30 km von Eckernförde entfernt und auf-
grund der unmittelbaren Autobahnnähe für den Lkw-Verkehr 
optimal angebunden. Planungsbedarfe oder Nutzungskon-
flikte wären an beiden Standorten nicht zu erwarten. Flä-
chenverfügbarkeiten wären an beiden Standorten gegeben, 
eine Umsetzung zeitnah möglich. 
Beide Standorte kommen aus Sicht der Firma punker GmbH 
nicht in Betracht, da es aus Sicht des Betriebes oberstes 
Prinzip ist, die qualifizierten Mitarbeiter, die das wesentliche 
Entwicklungspotential des Betriebes darstellen, langfristig 
an das Unternehmen zu binden und am Standort zu halten. 
Tägliche Pendelfahrten der Mitarbeiter stellen eine erhebli-
che Minderung der Qualität des Arbeitsplatzes dar und sind 
daher so weit möglich auszuschließen. Die vorgesehene 
Fläche in Goosefeld stellt daher, aufgrund der Fahrraddis-
tanz (ca. 5 km) und Busanbindung, einen vertretbaren Kom-
promiss dar. 
Zudem scheint aufgrund der obigen Planungsziele und -
grundsätze (LEP und Regionalplan) eine Verlegung der 
durch die Firma punker GmbH gegebenen Arbeitsplätze hin 
ins Mittelzentrum Rendsburg (GE Borgstedtfelde oder GE 
Rendsburg / Osterrönfeld) eine Schwächung des Mittelzent-
rums Eckernförde darzustellen. Um der Versorgungsfunk-
tion als Mittelzentrum nachzukommen sowie die Wirt-
schaftsstruktur zu erhalten, sollte eine ortsnähere Umsied-
lungsmöglichkeit gefunden werden, um Gewerbebetriebe 
wie Arbeitsplätze im Mittelzentrum Eckernförde zu halten. 
 
 

5.5 Einzelfallbegründung Zusammenfassend ist festzuhalten, dass eine Verlagerung 
der Firma punker kurz- bis mittelfristig erfolgen muss, da kei-
nerlei Entwicklungsmöglichkeiten am derzeitigen Standort 
bestehen. 
Die naheliegendste Möglichkeit innerhalb des Stadtgebietes 
Eckernfördes Flächenalternativen zu ermöglichen er-
brachte, wie in der Standortalternativen beschrieben, insbe-
sondere aufgrund der Verkehrsproblematik, keine umsetz-
baren Möglichkeiten. 
Da es erklärter Wille der Firma punker ist im Wirtschafts-
raum Eckernfördes zu bleiben und dies ebenfalls den raum-
ordnerischen Zielen entspricht wurden interkommunale Lö-
sungsmöglichkeiten untersucht.  
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Unter Zugrundlegung der beschriebenen Untersuchungskri-
terien würde die Alternativfläche 4 eine naheliegende Lö-
sung bedeuten. Trotz intensiven Bemühens ist es nicht ge-
lungen eine Verfügbarkeit der Fläche zu gewährleisten.  
Daraufhin wurde der interkommunale Untersuchungsraum 
erweitert. Die bedingte Eignung der untersuchten Flächen 
bezieht sich insbesondere auf die Kriterien Eingriff in das 
Landschaftsbild, die kaum integrierte Lage der Alternativflä-
chen und Nutzungskonflikte (insbesondere Lärmemissio-
nen). 
In Abwägung dieser vielfältigen Rahmenbedingungen und 
der zugrunde gelegten Kriterien erfolgte die Aufstellung der 
vorliegenden Bauleitplanung. 
In Anbetracht dieses schwierigen Abwägungsprozesses ist 
ausdrücklich auf diesen besonderen Einzelfall abzustellen, 
der eine Übertragung auf andere Standortsuchungen aus-
schließt.  
 
 

5.6 Nachnutzung des Altstandor-
tes 

Für den aktuellen Standort der Firma punker GmbH am Nie-
wark in Eckernförde ergibt sich mit der Umsiedlung des Be-
triebes ein akutes städtebauliches Planungserfordernis. Be-
reits zum jetzigen Zeitpunkt besteht aufgrund der direkten 
Nähe des angrenzenden reinen Wohngebiets „Diestelkamp“ 
zum Gewerbe der Firma punker GmbH eine Problematik, 
die nur über Einzelgenehmigungen zu lösen ist. Insgesamt 
besteht mit Wegfall der Gewerbestrukturen punkers die 
Möglichkeit durch die erforderliche Neuordnung der Bebau-
ungsstrukturen die bestehende Gemengelage aufzulösen.  
Als alternative Nachnutzung der Fläche ist arrondierend Ge-
schosswohnungsbau als Ergänzung der bestehenden 
Wohnbebauung „Diestelkamp“ zu prüfen. Eine Ausweitung 
des angrenzenden Einzelhandels ist ausgeschlossen. 
 
 
 

6 Planerische Konzeption  Das Gewerbegebiet ist überregional über die B 203 mit An-
schluss an die BAB 7 angebunden. Das interkommunale Ge-
werbegebiet wird über eine Anbindung an die Bundesstraße 
B 203 und die Straße Ravenshorst verkehrlich erschlossen. 
Auf der B 203 wird eine Linksabbiegespur vorgesehen. Die 
Straße Ravenshorst wird bis zum Gewerbegebiet verkehrs-
technisch ausgebaut. Damit ist eine gute verkehrliche Anbin-
dung sichergestellt. Die innere Erschließung des Gewerbe-
gebietes berücksichtigt die Anforderungen des Gewerbebe-
triebes punker GmbH. Die Planstraße zeigt sich als Erschlie-
ßungsstich, sodass flexible Grundstückszuschnitte der Rest-
flächen möglich bleiben. Die Firma punker favorisiert auf-
grund effizienter Belieferungsmöglichkeiten die nordwestlich 
gelegene Fläche im Plangebiet. Zur internen Erschließung 
der Restflächen werden nachgeordnet privatrechtliche 
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Vereinbarungen getroffen, da anforderungsgerechte Grund-
stückszuschnitte derzeit noch nicht absehbar sind. 
 

Abb.: Konzeptansatz der Firma punker GmbH 
 
Das Konzept berücksichtigt mit der geplanten Höhenentwick-
lung sowohl das südlich angrenzende archäologische Denk-
mal als auch die im Plangebiet verlaufende Hochspannungs-
leitung.  
Um Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes wirksam zu 
vermeiden, werden breite Grünstreifen vorgesehen, die das 
geplante Gewerbegebiet rundum einfassen. 
 
 
 

7 10. Änderung des Flächen-
nutzungsplans 

Parallel befindet sich die 10. Änderung des Flächennut-
zungsplanes in Aufstellung und wird gemäß der vorgesehe-
nen Nutzungsart das Plangebiet als gewerbliche Flächen 
darstellen. Die gewerblichen Flächen umlaufend wird eine 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Randeingrünung dar-
gestellt. 
 
 
 

8 Verkehr, Erschließung Die verkehrliche Erschließung ist über die Straße Ravens-
horst an die Bundesstraße B 203 und somit an das überge-
ordnete Streckennetz vorgesehen. 
Im Rahmen einer verkehrlichen Stellungnahme (Wasser- und 
Verkehrskontor, 22.04.2020) wurde geprüft, ob und in wel-
cher Form das Straßennetz in der Lage ist, das zukünftige 
Verkehrsaufkommen verträglich zu bewältigen. Hierbei 
wurde die Leistungsfähigkeit der Verkehrsanlage untersucht. 
Das Gutachten kommt zu folgender Empfehlung: 
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„Aus verkehrsplanerischer Sicht bestehen keine Bedenken 
hinsichtlich der Einrichtung eines etwa 8,21 ha großen inter-
kommunalen Gewerbegebietes im Zuge der Bundesstraße B 
203 in der Gemeinde Goosefeld. 
Die Knotenpunktgestaltung ist gemäß den Richtlinien für die 
Anlage von Landstraßen, RAL 2012 [4] mit einer Lichtsignal-
anlage (und gesondert signalisiertem Linksabbieger) vorzu-
sehen. Die gemäß Richtlinien minimale Aufstelllänge von 20 
m ist ausreichend bemessen, um den Rückstau der linksab-
biegenden Fahrzeuge aufzunehmen. Die Notwendigkeit ei-
nes Rechtsabbiegestreifens konnte in der Leistungsfähig-
keitsbetrachtung nicht nachgewiesen werden. 
Nördlich des Knotenpunktes Bundesstraße B 203 / Ravens-
horst befindet sich die Bushaltestelle "Landkrug", über die die 
Erreichbarkeit des Gewerbegebietes mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln sichergestellt ist.“ 
 
 
 

9 Immissionsschutz  

9.1 Gewerbelärm Lärmtechnische Untersuchung - Gewerbelärm nach DIN 
45691; Verfasser: Wasser- und Verkehrskontor WVK, 
11.12.2020 
Auszüge aus dem Gutachten:  
Im Rahmen der Aufstellung von Bebauungsplänen mit ge-
werblicher Nutzung ist zu gewährleisten, dass die zukünfti-
gen Lärmemissionen der anzusiedelnden Unternehmen 
keine Konflikte mit angrenzenden schutzwürdigen Nutzungen 
auslösen. Dies wird durch die Festsetzungen von Emissions-
kontingenten nach der DIN 45691 ermöglicht. 

Durch die lärmtechnische Untersuchung sind daher die zu 
überplanenden Flächen zu kontingentieren, d.h. es wird ein 
Konzept für die Verteilung der insgesamt zur Verfügung ste-
henden Geräuschanteile an den für das Plangebiet maßgeb-
lichen Immissionsorten erarbeitet Die Berechnung erfolgt 
nach DIN 45691. Dabei dürfen die Gesamt-Immissionswerte 
in der Regel nicht höher sein als die Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm; als Anhalt gelten die Orientierungswerte des Bei-
blattes 1 zur DIN 18005. 

 

Ergebnisse der lärmtechnischen Berechnung 

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass Gesamtkontin-
gente in der Summe aus Emissionskontingent und Zusatz-
kontingent zwischen 68 dB(A)/m² und 77 dB(A)/m² im Beur-
teilungszeitraum TAG und zwischen 52 dB(A)/m² und 62 
dB(A)/m² im Beurteilungszeitraum NACHT unter der Berück-
sichtigung der Einhaltung der zulässigen Immissionen in der 
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Nachbarschaft möglich wären. Diese sollten planerisch je-
doch nicht gänzlich ausgeschöpft werden. 

Zur Ermöglichung von weiteren städtebaulichen Entwicklun-
gen auf freien Flächen im Untersuchungsbereich wird das 
maximale Gesamtkontingent daher auf 65 dB(A)/m² be-
grenzt. Ein Emissionskontingent von 65 dB(A)/m² entspräche 
dabei dem Planungspegel der DIN 18005 „Schallschutz im 
Städtebau“ für Industriegebiete (GI). 

Die Zusatzkontingente für den Beurteilungszeitraum TAG 
werden folglich um bis zu 12 dB(A) abgemindert. Weiterhin 
werden zur Schaffung von Reserven für den Beurteilungs-
zeitraum NACHT für gegebenenfalls erfolgende Wohnent-
wicklungen östlich der Bundesstraße B 203 und zur Ermögli-
chung von Entwicklungsmöglichkeiten für die gewerblichen 
Flächen auf der Westseite der Bundesstraße B 203 die Zu-
satzkontingente nachts um 5 dB(A) bzw. 3 dB(A) reduziert. 

Unter der Berücksichtigung der sich daraus ergebenden  pla-
nerischen Gesamtkontingente von 63 dB(A)/m² bis 65 
dB(A)/m² tags und von 47 dB(A)/m² bis 59 dB(A)/m² nachts 
können die Gesamt-Immissionswerte an der schutzbedürfti-
gen Bebauung außerhalb des Geltungsbereiches des Ge-
werbegebietes (GE) eingehalten bzw. unterschritten werden. 
Somit werden die tatsächlich möglichen Emissionen durch 
den B-Plan Nr. 12 nicht ausgeschöpft und bleiben hinter dem 
Maximum des Möglichen zurück. 

Empfehlung 

Es ist die Festsetzung von Emissionskontingenten nach DIN 
45691 innerhalb des Geltungsbereiches des B-Planes Nr. 12 
vorzunehmen. Die Empfehlung wird in Form eines Festset-
zungstextes formuliert. 

 
Den Empfehlungen des Gutachtens wird vollumfänglich ge-
folgt. Die Festsetzung wird übernommen.  
 
 

9.2 Verkehrslärm Lärmtechnische Untersuchung - Verkehrslärm nach DIN 
18005 /16.BImSchV; Verfasser: Wasser- und Verkehrskon-
tor WVK, 10.12.2020 
 
Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des Verkehrslärms 
der Bundesstraße B 203 im Osten und der Gemeindestraße 
Ravenshorst im Norden. Weiterhin wirken sich die Emissio-
nen der Planstraße innerhalb der geplanten Flächen auf die 
schutzbedürftigen Nutzungen innerhalb des Plangebietes 
aus. 
Die Auswirkungen des Verkehrslärms auf die geplanten 
schutzbedürftigen Nutzungen im Geltungsbereich des B-
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Planes Nr. 12 sind im Rahmen einer lärmtechnischen Unter-
suchung geprüft worden.  
Auszüge aus dem Gutachten:  
Die Ergebnisse der Berechnungen zeigen Beurteilungspegel 
bis 65 dB(A) im Beurteilungszeitraum TAG und bis 57 dB(A) 
im Beurteilungszeitraum NACHT. Die Orientierungswerte des 
Beiblattes 1 der DIN 18005] für den Beurteilungszeitraum 
TAG von 65 dB(A) und für den Beurteilungszeitraum NACHT 
von 55 dB(A) werden im Nahbereich der Lichtsignalanlage 
überschritten. 

Die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV von 69 dB(A) im 
Beurteilungszeitraum TAG und von 59 dB(A) im Beurteilungs-
zeitraum NACHT werden innerhalb der Baufelder unterschrit-
ten. 

Die Qualität eines Gewerbegebietes (GE) ist gegeben, so 
dass aus diesem Gesichtspunkt heraus zunächst keine Lärm-
schutzmaßnahmen erforderlich werden. Entsprechend der 
Ausführungen werden jedoch ab einem maßgeblichen Au-
ßenlärmpegel von 60 dB(A) erhöhte Anforderungen an die 
verwendeten Außenbauteile von Gebäuden gestellt, damit die 
Innenraumpegel innerhalb von Gebäuden eingehalten wer-
den können. 

Zur Sicherstellung der Einhaltung der Innenraumpegel in 
schutzbedürftigen Räumen nach DIN 4109-1 empfiehlt sich 
die Festsetzung von Lärmpegelbereichen.  

Die Zunahme des Verkehrsaufkommens im Zuge der Bundes-
straße B 203 ist als gering einzustufen und wird keine lärmtech-
nischen Auswirkungen auf die vorhandene Bebauung haben.  
Empfehlung 

Zum Schutz der Bebauung im Geltungsbereich des B-Planes 
Nr. 12 ist die Festsetzung von passiven Lärmschutzmaß-
nahmen an den Außenbauteilen von hier zulässigen schutz-
bedürftigen Räumen in Form von Lärmpegelbereichen nach 
DIN 4109-1 erforderlich. 

 

Der Empfehlung des Gutachtens wird gefolgt. Es werden 
Lärmpegelbereiche festgesetzt.  
 
 
 

  



Gemeinde Goosefeld Begründung zum Entwurf 
10. Änderung FNP Dezember 2020 
 

AC  PLANERGRUPPE - 27 - 

10 Ver- und Entsorgung  

10.1 Frischwasserversorgung Die Frischwasserversorgung wird grundsätzlich über die 
Stadtwerke Rendsburg sichergestellt. Diese haben zum 
01.01.2020 eine Kooperationsgesellschaft mit den Stadtwer-
ken Eckernförde und den Schleswiger Stadtwerken zu den 
Stadtwerke SH GmbH & Co. KG gegründet. 
 
 

10.2 Strom- und Wärmeversor-
gung 

Im Gemeindegebiet besteht ein vorhandenes Nahwärmenetz 
der Bioenergie Marienthal GmbH & Co. KG mit Sitz in Goose-
feld. Im Rahmen der Vorplanung ist zu klären, ob das Gewer-
begebiet möglicherweise hierüber mitversorgt werden kann. 
Ist dies nicht möglich, wären andere alternative Wärmever-
sorgungen wie z. B. „kalte Nahwärme“ oder eigenes Block-
heizkraftwerk zu prüfen. Sollte dies nicht oder nicht wirt-
schaftlich realisierbar sein, müsste die konventionelle Wär-
meversorgung geprüft und koordiniert werden. Dies wäre 
dann mit dem örtlichen Versorger abzustimmen. Die Versor-
gung des Gebiets mit Strom ist durch den örtlichen Versorger 
sicherzustellen. 
 
 

10.3 Telekommunikation Die Versorgung der Telekommunikationsleistungen erfolgt 
durch den Breitbandzweckverband Schlei-Ostsee mit Glasfa-
ser. 
 
 

10.4 Schmutzwasserbeseitigung Das anfallende Schmutzwasser wird über einen Schmutz-
wasserhauptkanal im entlang der Planstraße abgeleitet. Auf-
grund der Geländetopographie wird ein zusätzlicher 
Schmutzwasserkanal westlich der B 203 zur Ableitung der im 
Osten des Plangebietes vorgesehenen Grundstücke ange-
ordnet. Hierfür ist ein Geh-Fahr- und Leitungsrecht erforder-
lich. Im Nordosten des Plangebietes wird eine Schmutzwas-
serpumpstation angeordnet, die das anfallende Schmutzwas-
ser über eine 2.050 m lange Druckrohrleitung der vorhande-
nen Kanalisation in der Stadt Eckernförde zuführt. Im Bereich 
der Marienthaler Straße in Eckernförde wird das anfallende 
Schmutzwasserentlastungsschacht in die öffentliche Kanali-
sation eingeleitet.  
 
 

10.5 Oberflächenentwässerung Das anfallende Niederschlagswasser der öffentlichen Flä-
chen wird in straßenbegleitenden Mulden zur Versickerung 
gebracht. Das anfallende Niederschlagswasser der privaten 
Flächen ist ebenfalls zur Versickerung zu bringen. Das anfal-
lende Niederschlagswasser der Dachflächen kann in Rigolen 
unterirdisch versickert werden. Das anfallende 
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Niederschlagswasser der Verkehrsflächen ist in Versicke-
rungsmulden zu versickern. 
 
 

10.6 Abfallbeseitigung Die Abfall- und Wertstoffbeseitigung erfolgt durch die Abfall-
wirtschaft Rendsburg-Eckernförde.  
 
 

10.7 Brandschutz Die Löschwasserversorgung für den Feuerwehreinsatz ist 
unter Anwendung der DVGW Arbeitsblätter W 405 - Be- reit-
stellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasser-
versorgung – und W 331 – Hydrantenrichtlinie – bzw. der In-
dustrierichtlinie sicherzustellen. Hydranten für die Entnahme 
von Löschwasser sind so anzuordnen, dass sie nicht zuge-
stellt werden können und jederzeit für die Feuerwehr zugäng-
lich sind. Der Abstand zwischen den Hydranten ist nach Ar-
beitsblatt W 331 des DVGW – Regelwerks zu bestimmen. Als 
ausreichend wird ein Abstand von 80 – 100 m angesehen. 
 
 
 

11 Nachrichtliche Übernahmen  

11.1 Freihaltezone nach  
§ 9 FStrG 

Gemäß Bundesfernstraßengesetz dürfen in einer Entfernung 
von 20 m entlang von Bundesstraßen keine Hochbauten er-
richtet werden. In einer Entfernung von 40 m von der Bun-
desstraße bedürfen bauliche Anlage der Zustimmung der 
obersten Landesstraßenbaubehörde. 
Die Freihalte- und Zustimmungszone wird nachrichtlich in der 
Planzeichnung dargestellt. 
 
 

11.2 Waldabstand nach § 24 
LWaldG 

Es gelten zur Sicherung des Waldes und der Bebauung die 
Anforderungen des § 24 LWaldG. Gemäß § 24 des Lan-
deswaldgesetzes Schleswig-Holstein ist zur Sicherung vor 
Gefahren durch Windwurf oder Waldbrand bei der Errichtung 
baulicher Anlagen ein Abstand von 30 Metern zum Wald ein-
zuhalten. Der Waldabstand wird in der Planzeichnung nach-
richtlich dargestellt. 
 
 

11.3 Naturpark (Schutzgebiet 
nach § 16 LNatSchG i. V. m. 
§ 27 BNatSchG) 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Naturparks Hüt-
tener Berge.  
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11.4 Wasserschutzgebiet  Das Plangebiet befindet sich innerhalb der des Wasser-
schutzgebietes Zone IIIb. Entsprechend dem Merkblatt DWA-
M 153 Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regen-
wasser ist eine Versickerung von auf Hof- und Parkplatzflä-
chen sowie Dachflächen in Misch-, Gewerbe-und Industrie-
gebieten in Mulden und Rigolen zulässig, da die Versickerung 
durch die jeweilige Bodenpassage zu einer ausreichenden 
Reinigung führt. 
Aufgrund der Lage des Plangebietes im Trinkwasserschutz-
gebiet sind im Zuge des Straßenbaus ausschließlich natürli-
che Baustoffe zu verwenden. 
Die Landesverordnung über die Festsetzung eines Wasser-
schutzgebietes für die Wassergewinnungsanlagen der Stadt-
werke Eckernförde (Wasserschutzgebietsverordnung 
Eckernförde-Süd) vom 27. Januar 2010 ist zu beachten. 
 
 
 

12 Flächenbilanz Die Flächenbilanz des Plangebietes zeigt sich wie folgt: 
Gewerbegebiet 72.276 m² 
Öffentliche Grünfläche 9.037 m² 
Verkehrsflächen 17.524 m² 
Gesamtfläche Plangeltungsbereich: 98.837 m² 

 
 

  



Gemeinde Goosefeld Begründung zum Entwurf 
10. Änderung FNP Dezember 2020 
 

AC  PLANERGRUPPE - 30 - 

TEIL II  -  UMWELTBERICHT 
 

13 Einleitung   

13.1 Gesetzliche Grundlagen Im Rahmen der Bauleitplanung ist gem. § 2 (4) BauGB 
für die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprü-
fung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Um-
weltbericht beschrieben und bewertet werden. Der Um-
weltbericht ist Bestandteil der Begründung.  
Der Umweltbericht ist im Verfahren fortzuschreiben, da 
er die Ergebnisse der Umweltprüfung und damit u.a. Er-
gebnisse der Abwägung des Planungsträgers in der 
Auseinandersetzung mit Stellungnahmen aus der öffent-
lichen Auslegung zu dokumentieren hat. 
Wesentliches Ziel des Umweltberichtes ist neben der 
Aufbereitung des umweltrelevanten Abwägungsmateri-
als hiernach, Dritten eine Beurteilung zu ermöglichen, in-
wieweit sie von Festsetzungen des Bebauungsplanes 
betroffen sein können. 
Der Umweltbericht wird nach den Vorgaben der Anlage 
1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB erstellt. 
Die Untersuchungstiefe der Umweltprüfung orientiert 
sich in Übereinstimmung mit der Formulierung in § 2 
Abs. 4 Satz 3 BauGB an den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans Nr. 12. Geprüft wird, welche erheblichen Aus-
wirkungen durch die Umsetzung des Bebauungsplanes 
auf die Umweltbelange entstehen können und welche 
Einwirkungen auf die geplanten Nutzungen aus der Um-
gebung erheblich einwirken können, nicht jedoch außer-
gewöhnliche und nicht vorhersehbare Ereignisse. Da 
konkretisierbare Vorhaben noch nicht bekannt sind, be-
inhaltet diese Prüfung die Auswirkungen der Bauphase 
nur soweit sie allgemein für die festgesetzte Art der Nut-
zung abzuleiten sind. 
 
 

13.2 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele des Bebauungsplans 

 Die Gemeinde Goosefeld beabsichtigt, innerhalb ihres 
Gemeindegebietes ein interkommunales Gewerbegebiet 
zusammen mit der Stadt Eckernförde zu entwickeln. Um 
dieses Vorhaben umsetzen zu können, bedarf es neben 
der vorbereitenden und verbindlichen Bauleitplanung 
auch der Erschließungsplanung. 
Von der aktuell geplanten Gesamtfläche ist bereits für ca. 
50% des Gebiets eine konkrete Interessensbekundung 
vorliegend. Hierbei handelt es sich um das Unternehmen 
„Punker“ mit aktuellem Sitz in der Stadt Eckernförde. Der 

 (BauGB Anlage 1 Nr. 1) 

 (BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe a) 



Gemeinde Goosefeld Begründung zum Entwurf 
10. Änderung FNP Dezember 2020 
 

AC  PLANERGRUPPE - 31 - 

Standort soll vollständig von Eckernförde nach Goosefeld 
umgesiedelt werden. 
Das verbleibende Gebiet soll als Angebot weiteren po-
tentiellen Gewerbetreibenden vorgehalten werden.  
Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen 
hat die Gemeinde Goosefeld die Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. 12 beschlossen. Im Parallelverfahren wird 
die 10. Änderung des Flächennutzungsplans erarbeitet. 
Der Bebauungsplan setzt fest: 
• Gewerbegebiet  

• Private Grünflächen 

• Verkehrsflächen zur Sicherung der Erschließung  
 
Bedarf an Grund und Boden  
Der räumliche Geltungsbereich des B-Planes Nr. 12 um-
fasst eine Fläche von rund 9,8 ha. Diese Fläche gliedert 
sich in die Nutzungsbereiche wie folgt:  
 
Gewerbegebiet 72.276 m² 
Private Grünfläche 9.037 m² 
Verkehrsflächen 17.524 m² 
Gesamtfläche Plangeltungsbereich: 98.837 m² 

 
 
 

14 Festgelegte Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung  
bei der Aufstellung (BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe a) 

14.1 Fachgesetzliche Ziele  

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 

§ 1 BNatSchG: "Natur und Landschaft sind aufgrund ih-
res eigenen Wertes und als Lebensgrundlagen des Men-
schen auch in Verantwortung für die künftigen Generati-
onen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu 
schützen, zu pflegen und, soweit erforderlich, wiederher-
zustellen, dass  
1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts,  
2. die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungs-
fähigkeit der Naturgüter,  
3. die Tier- und Pflanzenwelt, einschließlich ihrer Le-
bensstätten und Lebensräume sowie  
4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erho-
lungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert 
sind." 
§ 15 Abs. 1 BNatSchG: "Der Verursacher eines Ein-
griffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft zu unterlassen."  
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Diese Ziele finden im Verfahren über grünordnerische 
Festsetzungen Eingang in die Planung, die die Minimie-
rung bzw. Vermeidung von Beeinträchtigungen zum Ziel 
haben. Insbesondere beinhaltet das Festsetzungen zum 
Schutz vorhandener Bäume. Des Weiteren wird für eine 
ausreichende Durchgrünung und Eingrünung des neuen 
Gewerbegebietes gesorgt. Festsetzungen zur Dachbe-
grünung und Versickerung von Niederschlagswasser vor 
Ort dienen ebenfalls der Minimierung von Beeinträchti-
gungen der Schutzgüter.  
§ 15 Abs. 2 BNatSchG: "Der Verursacher ist verpflich-
tet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege vor-
rangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu 
ersetzen (Ersatzmaßnahmen). 
Die Umsetzung erfolgt über die Eingriffs-/ Ausgleichsbi-
lanzierung in Kapitel 26 der Begründung.  
§ 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG: Maßnahmen, 
die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung 
des charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheb-
lichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung der gesetzlich 
geschützten Biotope führen können, sind verboten (Ge-
setzlicher Biotopschutz).  
Im Plangeltungsbereich sind keine gesetzlich geschütz-
ten Biotope vorhanden.  
§ 44 BNatSchG stellt die zentrale nationale Vorschrift 
des besonderen Artenschutzes dar. Er beinhaltet für die 
besonders geschützten sowie die streng geschützten 
Tiere und Pflanzen unterschiedliche Verbotstatbe-
stände.  
Die Verträglichkeit der vorliegenden Planung mit gelten-
dem Artenschutzrecht wurde auf Basis einer Potenzial-
analyse geprüft (siehe Kapitel 23.4). Der strukturarme 
vorhandene Bestand lässt die Aussage zu, dass keine 
unüberwindlichen Konflikte mit geltendem Artenschutz-
recht zu erwarten sind.  
 

Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) 
 

§ 1 BBodSchG: "Zweck dieses Gesetzes ist es, nach-
haltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder wie-
derherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenverände-
rungen abzuwehren, der Boden und Altlasten sowie hier-
durch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanie-
ren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf 
den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden 
sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen 
sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kultur-
geschichte so weit wie möglich vermieden werden." 
Dem gesetzlichen Bodenschutz wird durch Minimierung 
der Versiegelung Rechnung getragen. Das 
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städtebauliche Konzept legt zudem eine flächenspa-
rende Erschließung zugrunde.  
 

Bundes-Immissionsschutzge-
setz (BImSchG) 

§ 1 Abs. 1 BImSchG: "Zweck dieses Gesetzes ist es, 
Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, 
die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und 
dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzu-
beugen." 
 
§ 50 BImSchG: "Bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung vorge-
sehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schäd-
liche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen 
im Sinne des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in 
Betriebsbereichen hervorgerufenen Auswirkungen auf 
die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen die-
nenden Gebiet sowie auf sonstige schutzbedürftige Ge-
biete soweit wie möglich vermieden werden." 
Es wurden schalltechnische Gutachten erarbeitet, die 
die Planung hinsichtlich Verkehrs- und Gewerbelärm un-
tersuchen. Die Ergebnisse des Schallgutachtens werden 
vollumfänglich im Bebauungsplan Nr. 12 berücksichtigt, 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind sicherge-
stellt.  
 

Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) und Landeswasserge-
setz S-H 

Die Gewässer (oberirdische Gewässer, Grundwasser) 
sind derart zu bewirtschaften, dass sie dem Wohl der All-
gemeinheit und dem Nutzen Einzelner dienen, dass ver-
meidbare Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funkti-
onen und der direkt von ihnen abhängigen Landökosys-
teme und Feuchtgebiete im Hinblick auf ihren Wasser-
haushalt unterbleiben und dass insgesamt eine nachhal-
tige Entwicklung gewährleistet wird. 
Das Entwässerungskonzept sieht vor, das anfallende 
Oberflächenwasser vor Ort zu versickern. Zudem wer-
den Dachbegrünungen sowie Anpflanzflächen vorgese-
hen.  
 
 

14.2 Ziele aus Fachplanungen  

Landschaftsrahmenplan Der neu aufgestellte Landschaftsrahmenplan (Neuauf-
stellung 2020) stellt Goosefeld und die weitere Umge-
bung als Gebiet mit besonderer Erholungseignung dar. 
Teile des Plangebietes befinden sich in einem Wasser-
schutzgebiet. Im südlichen Teil des Plangebietes befin-
den sich oberflächennahe Rohstoffvorkommen (Sand, 
Kies). 
Der Landschaftsrahmenplan stellt außerdem die Lage 
Goosefelds innerhalb des Naturparks Hüttener Berge 
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dar. 
Landschaftsplan Der Landschaftsplan der Gemeinde Goosefeld stellt den 

Planbereich als Ackerfläche dar. Entlang der B 203 ist 
straßenbegleitender Baumbestand dargestellt. Südlich 
des Plangebietes befindet sich laut Landschaftsplan ein 
Denkmal.  
Die Planung entspricht nicht den Darstellungen des 
Landschaftsplans.  
 
 

14.3 Schutzgebiete Der Plangeltungsbereich befindet sich innerhalb des Na-
turparks Hüttener Berge.  
 
 
 

15 Bestandsaufnahme und –bewertung der einschlägigen Aspekte des 
derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) (BauGB Anlage 1 Abs. 2 a) 

 

 Grundlage für die Darstellung des aktuellen Zustandes 
des Plangebietes bildet eine Ortsbegehung, die Auswer-
tung aktueller Luftbilder sowie die Auswertung vorhande-
ner Daten. Die Informationen zu den weiteren Schutzgü-
tern ergeben sich durch eine Auswertung des Land-
schaftsrahmenplanes, des Landschaftsplanes, durch 
Ableitung aus den erfassten Biotoptypen sowie aus ver-
schiedenen Datengrundlagen, die jeweils bei den einzel-
nen Schutzgütern aufgeführt sind. 
Die Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes erfolgt 
angelehnt an den Gemeinsamen Runderlass des Innen-
ministeriums und des Ministeriums für Umwelt, Natur 
und Forsten des Landes SH "Verhältnis der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht" (2013) in 
den zwei Wertstufen allgemeine und besondere Bedeu-
tung. 
 
 

15.1 Schutzgut Fläche  

Bestand Der Plangeltungsbereich umfasst Ackerflächen und an-
grenzende bereits vorhandene Verkehrsflächen.  
 

Bewertung Im Hinblick auf die Zielsetzung, den Flächenverbrauch 
zu minimieren, sind alle naturbetonten unversiegelten 
Flächen von besonderer Bedeutung.  
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15.2 Schutzgut Boden  

Bestand Natürlich anstehender Boden im Plangebiet ist Braun-
erde, welche sich aus trockenen, nährstoffarmen San-
den entwickelt hat.  
Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines Gebietes 
mit besonderer Bedeutung für den Abbau oberflächen-
naher Rohstoffe. Es wurde im Rahmen eines Fachbei-
trages zur Rohstoffsicherung ein Sandvorkommen fest-
gestellt.  
 

Bewertung Es handelt sich nicht um einen lokal oder regional selte-
nen Bodentyp oder -vergesellschaftung. Der Boden des 
Gebietes und der Umgebung kann vielmehr als natur-
raumtypisch klassifiziert werden. Für den Boden des B-
Plangebietes konnte kein Schutzstatus ermittelt werden, 
der eine über die üblichen Schutzregelungen hinausge-
hende Ausgleichsregelung erfordern würde.  
Der Boden im Plangebiet ist von allgemeiner Bedeutung.  
Allerdings besitzt das im Plangebiet anstehende Sand-
vorkommen eine Bedeutung für die langfristige Rohstoff-
sicherung in Schleswig-Holstein.  
 
 

15.3 Schutzgut Wasser  

Bestand Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer vorhan-
den. Der Plangeltungsbereich befindet sich innerhalb 
des Trinkwasserschutzgebietes Eckernförde Süd (Was-
serschutzgebiets-Verordnung: 27.01.2010) in der Zone 
IIIB.  
Laut Umweltatlas Schleswig-Holstein liegt das Grund-
wasser tiefer als 2 m unter Flur. Das vorliegende Bau-
grundgutachten hat Wasserstände zwischen 1,5 und 6 m 
unter Geländeoberfläche festgestellt. Mulden- und Flä-
chenversickerung sind im gesamten Gebiet möglich.  
 

Bewertung Das Plangebiet ist aufgrund der Lage innerhalb eines 
Trinkwasserschutzgebietes von besonderer Bedeutung 
für die Grundwasserneubildung.  
Das Grundwasser stellt in jedem Fall ein aus natur- und 
umweltschutzfachlicher Sicht schutzwürdiges Gut dar; 
Grundwasserbeeinflussungen durch Bautätigkeiten und 
Betrieb sind daher unbedingt zu vermeiden. 
 
 

15.4 Schutzgut Tiere Durch die erforderliche Flächeninanspruchnahme und 
gegebenenfalls durch mögliche weitere Beeinträchtigun-
gen infolge von Scheuchwirkungen und baubedingten 
Wirkfaktoren sind vorhabenbedingte Auswirkungen auf 
die Tier- und Pflanzenwelt nicht auszuschließen. 
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Deshalb wurden die möglichen Auswirkungen des ge-
planten Vorhabens auf die Belange des Artenschutzes 
untersucht. 
Es wurde eine Artenschutzrechtliche Konfliktanalyse auf 
Basis einer Potenzialanalyse vorgelegt, die zum einen 
die Bestandssituation der relevanten Tier- und Pflanzen-
arten zusammenfasst. Zum anderen werden die mögli-
chen vorhabenbedingten Beeinträchtigungen der Fauna 
und Flora aus artenschutzrechtlicher Sicht beurteilt, in 
dem das mögliche Eintreten der in § 44 Abs. 1 
BNatSchG formulierten Verbotstatbestände (sog. Zu-
griffsverbote) art- bzw. gruppenbezogen geprüft wird: 
Die folgenden planungsrelevanten Arten wurden auf Ba-
sis einer Potenzialanalyse und der Auswertung vorhan-
dener Daten festgestellt. 
 

Bestand Brutvögel Im Plangeltungsbereich sind wenige Strukturen vorhan-
den, die als Brutstandorte geeignet wären. Eine Besied-
lung der Ackerfläche kann aufgrund der Bewirtschaftung 
mit Wintergetreide nahezu ausgeschlossen werden. Hier 
sind allenfalls die Arten Feldlerche und Wiesenschaf-
stelze zu erwarten. Die offene Ackerfläche kann zudem 
dem Mäusebussard als Nahrungshabitat dienen. Bei den 
Begehungen vor Ort wurden keine konkreten Bruthabi-
tate nachgewiesen. 
Potenzielle Brutstätten können sich im Plangebiet in der 
Baumreihe befinden. Das Spektrum der potenziellen 
Brutvogelarten beschränkt sich somit auf wenig stö-
rungsanfällige, häufig vorkommende Gehölzbrüter.  
 

Arten des Anhangs IV der 
FFH-Richtlinie 

Keine der in Schleswig-Holstein vorkommenden Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie findet im zu betrach-
tenden B-Plangebiet einen geeigneten Lebensraum.  
Im Plangeltungsbereich existieren keine Strukturen, die 
als Fledermausquartier geeignet wären. Die Baumreihe 
entlang der B 203 kann als wichtige Leitstrukturen für 
Fledermäuse dienen.  
Möglicherweise wird die Ackerfläche als Teil eines gro-
ßen Jagdgebietes genutzt. 
 

Wild Es konnten bei den Ortsbegehungen keine Wildwechsel 
festgestellt werden.  
 

Bewertung Das Plangebiet ist aufgrund der potenziell vorkommen-
den Brutvogel- und Fledermausarten von allgemeiner 
Bedeutung für das Schutzgut Tiere.  
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15.5 Schutzgut Pflanzen  

Bestand Der Plangeltungsbereich umfasst Ackerflächen, die 
rundum von weiteren landwirtschaftlichen Flächen um-
geben sind. Teile der Bundesstraße sowie der Straße 
Ravenshorst befinden sich ebenfalls im Plangebiet. 
Entlang der B 203 befindet sich auf der straßenbeglei-
tenden Böschung ein umfangreicher Baumbestand aus 
Bergahorn.  
Nördlich außerhalb des Geltungsbereichs befindet sich 
eine Waldfläche. Der Waldabstand gemäß Landeswald-
gesetz wird eingehalten.  
 

Bewertung Da die Bäume entlang der B 203 einen landschaftsbild-
prägenden Charakter besitzen, sind sie von besonderer 
Bedeutung und werden zum Teil als zu erhalten festge-
setzt. 
Die Ackerfläche besitzt eine allgemeine Bedeutung als 
Lebensraum für Pflanzen und Tiere.  
 
 

15.6 Schutzgut biologische  
Vielfalt 

 

Bestand Der B-Plangeltungsbereich besteht zum überwiegenden 
Teil aus einer strukturarmen intensiv genutzten Ackerflä-
che. Ökologisch hochwertige Strukturen bilden nur die 
vorhandenen Bäume entlang der B 203.  
 

Bewertung Bewertungskriterien für die biologische Vielfalt sind: 
Lage in Schutzgebieten und Biotopverbundsystemen der 
verschiedenen Administrationsebenen sowie aktueller 
Zustand in Hinsicht auf das Arteninventar. 
Das Plangebiet ist nicht Teil des landesweiten oder regi-
onalen Biotopverbundsystems. Das Arteninventar ist als 
artenarm zu bewerten. 
Das Plangebiet ist von allgemeiner Wertigkeit für die bi-
ologische Vielfalt. 
 
 

15.7 Schutzgut Mensch / 
menschliche Gesundheit 

 

Bestand Teilfunktion Wohnen 
Südlich und westlich befinden sich einzelne Wohngrund-
stücke unmittelbar angrenzend an das Plangebiet. Die 
nächstgelegene Wohnnutzung innerhalb der 
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geschlossenen Ortslage Goosefelds befindet sich östlich 
in ca. 230 m Entfernung.  
 
Teilfunktion Gesunde Arbeitsverhältnisse 
Das geplante Gewerbegebiet befindet sich im Einfluss-
bereich des Verkehrslärms der B 203. Zusätzlich wird 
aus dem Gewerbegebiet selbst Gewerbelärm entstehen. 
 
Teilfunktion Erholen 
Die landwirtschaftlichen Wege, die südlich und nördlich 
des Plangebietes verlaufen, werden von der örtlichen 
Bevölkerung als Fuß- und Radwege zur wohnortnahen 
Erholung genutzt.  
Im gesamten Plangeltungsbereichs ist zeitweise mit 
Emissionen durch die umgebende landwirtschaftliche 
Nutzung zu rechnen.  
 

Bewertung Der unmittelbare Planungsraum hat für die Wohnnut-
zung gegenwärtig keine Bedeutung.  
Das Gebiet selbst weist keine Erholungsfunktionen auf, 
ist allerdings Teil des Landschaftsraums, der zur land-
schaftsbezogenen Erholung dient.  
 
 

15.8 Schutzgut Klima und Luft  

Bestand Zu Goosefeld liegen keine Klimadaten vor, allerdings 
können die Daten von Eckernförde aufgrund der gerin-
gen räumlichen Entfernung herangezogen werden. In 
Eckernförde herrscht ein ozeanisch geprägtes Klima vor. 
Die Jahresniederschlagssumme liegt bei 800 mm/Jahr. 
Das Temperaturmittel im Altkreis Eckernförde liegt im 
Januar bei +0,5 °C, im Juli bei +16° C. Im Jahresdurch-
schnitt überwiegen Westwinde, die mittlere Windstärke 
an der Ostseeküste beträgt 3 Bft. 
 

Bewertung Das Planungsgebiet ist aufgrund seiner Lage an großen 
Acker- und Grünlandflächen als unproblematisch bezüg-
lich Veränderungen des Klimas bei eventuellen Flächen-
versiegelungen einzuschätzen. Die Flächen des Plan-
geltungsbereiches betreffen weder Frischluftsysteme 
(Frischluftbahnen) noch bedeutende Kaltluftentste-
hungsgebiete. 
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15.9 Schutzgut Landschaft  

Bestand Das Erscheinungsbild der Landschaft im Plangeltungs-
bereichs ist geprägt durch die intensive Landwirtschaft. 
Das Landschaftsbild ist aufgrund der Strukturarmut der 
Ackerfläche von allgemeiner Bedeutung. Als Vorbelas-
tung des Landschaftsbildes sind die Hochspannungslei-
tung, die im südlichen Teil des Plangebietes verläuft, so-
wie die Bundesstaße B 203 einzustufen.  
Besondere Bedeutung kommt dem Altbaumbestand ent-
lang der B 203 zu, der in alle Blickrichtungen immer eine 
weithin sichtbare Baumkulisse bildet.  
 

Bewertung Der Landschaftsausschnitt besitzt aufgrund der intensi-
ven landwirtschaftlichen Nutzung und der vorhandenen 
Vorbelastungen eine allgemeine Bedeutung für das 
Schutzgut Landschaftsbild.  
Für die landschaftsbezogenen Erholung besitzt das 
Plangebiet keine Bedeutung, da die Flächen nicht für 
Fußgänger und Radfahrer erschlossen sind.  
 
 

15.10 Schutzgut Kultur- 
und sonstige Sachgüter 

 

Bestand Unmittelbar südlich angrenzend befindet sich ein archä-
ologisches Denkmal. Es handelt sich um einen vor-
und/oder frühgeschichtlichen Grabhügel.  
Der Grabhügel stellt ein besonders gut erhaltenes 
Exemplar einer epocheübergreifenden Bestattungssitte 
dar. Ob als Teil einer Nekropole in Form einer Hügel-
gruppe oder als singulär errichteter Hügel ist er ein reich-
haltiges Bodenarchiv und prägt nachhaltig die ihn umge-
bende Landschaft und ist somit schützens- und erhal-
tenswert. Der Schutz als Kulturdenkmal liegt wegen des 
besonderen geschichtlichen, wissenschaftlichen und die 
Kulturlandschaft prägendes Wertes im öffentlichen Inte-
resse. Die Eintragung in die Denkmalliste erfolgte am 
20.07.2015. 
Der Plangeltungsbereich befindet sich großenteils in ei-
nem archäologischen Interessensgebiet, daher ist hier 
mit archäologischer Substanz d.h. mit archäologischen 
Denkmalen zu rechnen. 
Auf der überplanten Fläche wurden am 16. – 18.11.2020 
in Absprache mit dem Planungsträger vom Archäologi-
schen Landesamt Schleswig-Holstein Voruntersuchun-
gen mit Nachweis von relevanten archäologischen Be-
funden (ein gestörtes Megalithgrab und eine vorge-
schichtliche Siedlungsfläche) durchgeführt. Ein 
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Teilgebiet des Plangeltungsbereich muss vor weiteren 
Bodeneingriffen im Rahmen einer archäologischen 
Hauptuntersuchung ausgegraben werden. Die restliche 
Fläche wurde vom archäologischen Landesamt zur Um-
setzung der Planung freigeben. 
 

Bewertung Das Plangebiet ist aufgrund der Lage innerhalb eines ar-
chäologischen Interessensgebietes und der bereits vor-
liegenden archäologischen Befunde von besonderer Be-
deutung. Die Hinweise des archäologischen Landesam-
tes sind zu beachten und werden in Text Teil B übernom-
men.  
 
 
 

16 Prognose über die Entwick-
lung des Umweltzustandes 
bei Nichtdurchführung der 
Planung  
(BauGB Anlage 1 Abs. 2 a) 

Für die Entwicklung der Umwelt im Untersuchungsgebiet 
ohne die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 12 ist ein 
gleichbleibender Zustand zu prognostizieren. Die Acker-
fläche würde weiterhin der intensiven landwirtschaftli-
chen Nutzung unterliegen. Die Bäume entlang der B 203 
würden ungehindert weiter wachsen. 
 
 
 

17 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung 
der Planung einschließlich der Betrachtung der abriss-, bau-, anlage- 
und betriebsbedingten Auswirkungen (BauGB Anlage 1 Abs. 2 b) 

 

17.1 Auswirkungen auf das 
Schutzgut Fläche 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden 
sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind 
zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von 
Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der 
Entwicklung der Gemeinde Goosefeld insbesondere 
durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachver-
dichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung 
zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwen-
dige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald o-
der für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im not-
wendigen Umfang umgenutzt werden. Diese Grundsätze 
sind nach § 1 Abs. 7 BauGB in der Abwägung zu berück-
sichtigen. 
Mit der Planung wird eine nicht versiegelte Fläche neu in 
Anspruch genommen.   
Das Schutzgut Fläche ist erheblich von den Auswirkun-
gen der Planung betroffen. 
 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• Festsetzung zur Begrenzung der zulässigen Bebau-
ung (Grundflächenzahl) 
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17.2 Auswirkungen auf das 

Schutzgut Boden 
Überbauung und Versiegelung führen auf unversiegelten 
Flächen zur Zerstörung der Filter- und Pufferfunktionen 
von Böden sowie ihrer Funktion als Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere. Verdichtung, Umlagerung, Abtrag 
und Überschüttung von Böden im Bereich der baulichen 
Anlagen und Straßen führen zu Störungen seines Gefü-
ges, mindern die ökologische Stabilität und verändern 
seine Standorteigenschaften in Bezug auf Wasserhaus-
halt, Bodenleben und Vegetation. Natürliche Böden sind 
nicht von der Planung betroffen.  
Die Umsetzung der Planung wird zu erstmaligen Versie-
gelungen von Flächen führen. Im gesamten Plangebiet 
werden maximal 63.821 m2 neue Versiegelung entste-
hen. 
Während der Bautätigkeiten besteht dabei auch für an-
grenzende Flächen die Möglichkeit, dass durch das Be-
fahren mit Baufahrzeugen und die Einrichtung von Ma-
terialplätzen Beeinträchtigungen erfolgen. Während der 
Bauphase besteht darüber hinaus eine potentielle Ge-
fährdung des Bodens durch Stoffeinträge. 
Das Schutzgut Boden ist erheblich von den Auswirkun-
gen der Planung betroffen. 
 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• Festsetzung zur Begrenzung der zulässigen Bebau-
ung (Grundflächenzahl) 
 
 

17.3 Auswirkungen auf das 
Schutzgut Wasser 

Grundwasser 
Baubedingte Beeinträchtigungen können sich durch Ein-
träge von Schadstoffen ergeben. 
Die Verordnung zum Wasserschutzgebiet ist zwingend 
zu beachten.  
Anlagebedingte Wirkungen 
Für die Konzeption der Oberflächenentwässerung ist der 
Erlass „Wasserrechtliche Anforderungen zum Umgang 
mit Regenwasser in Neubaugebieten in Schleswig-Hol-
stein – Teil 1: Mengenbewirtschaftung“ (Gemeinsamer 
Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung (MELUND) und 
des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume und In-
tegration des Landes Schleswig-Holstein (MILI) zum lan-
desweiten Umgang mit Regenwasser in Neubaugebie-
ten) anzuwenden.  
Gemäß der Richtlinie ist eine Bilanzierung der wasser-
wirtschaftlichen Größen für das Bauvorhaben zu erstel-
len.  
Das Entwässerungskonzept sieht eine Versickerung des 
anfallenden Oberflächenwassers im Plangebiet über 
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Versickerungsmulden vor. Zusätzlich wird für 20 % aller 
Dachflächen eine Dachbegrünung festgesetzt.  
Das Schutzgut Wasser ist nicht erheblich betroffen.  
 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 
 
 

• Festsetzung zur Dachbegrünung 
• Festsetzung zur Versickerung auf den Grundstü-

cken  
 
 

17.4 Auswirkungen auf das 
Schutzgut Tiere 

 

Gesetzliche Grundlage Nach § 44 (1) BNatSchG ist es verboten  
- „...wildlebenden Tieren der besonders geschützten 

Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen o-
der zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer-
stören...“ (Tötungsverbot).  

- „...wildlebende Tiere der streng geschützten Arten 
und der europäischen Vogelarten während der Fort-
pflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine er-
hebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population 
einer Art verschlechtert...“ (Störungsverbot)  

- „...Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild leben-
den Tiere der besonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer-
stören...“ (Verbot der Beschädigung oder Zerstö-
rung von Lebensstätten).  

- „…wildlebende Pflanzen der besonders geschütz-
ten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu be-
schädigen oder zu zerstören.“ 

 
Prüfung der Verbotstatbe-
stände nach § 44 BNatSchG 

Tötungsverbot (§44 (1) Nr. 1)  
Durch die Planung sind keine nachgewiesenen Brutstät-
ten betroffen, allerdings ist dennoch nicht vollständig 
auszuschließen, dass die Ackerfläche vereinzelt von Bo-
denbrütern genutzt wird. Durch die Fällung von 18 Bäu-
men entlang der B 203 sind auch potenziell Brutstätten 
betroffen. Für die Brutvögel wird zur Vermeidung des Tö-
tungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG eine 
Bauzeitenregelung erforderlich. Die Brutzeit der potenzi-
ell vorkommenden Bodenbrüter umfasst den Zeitraum 
von Anfang April bis Mitte August. In dieser Zeit muss die 
Baufeldräumung unterbleiben. Für die Fällung der 
Bäume ist die gesetzlich vorgeschriebene Frist vom 
1.10. bis zum 28.02. des Folgejahres zu beachten.  
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Unter Berücksichtigung dieser Bauzeitenregelung ist da-
von auszugehen, dass das Zugriffsverbot § 44 Abs. 1 Nr. 
1 BNatSchG nicht verletzt wird. 
Störungsverbot (§44 (1) Nr. 2)  
Die tatsächlich und potenziell in den vorhandenen Bäu-
men vorkommenden Gehölzbrüter sind recht flexibel, da 
sie aufgrund der Lage des Plangebietes an der B 203 
bereits ständigen Störungen ausgesetzt sind. Daher ist 
davon auszugehen, dass keine erhebliche Störung die-
ser Vogelarten durch die Baumaßnahme vorliegt, und 
sich der Erhaltungszustand der lokalen Population der 
betrachteten Vogelarten nicht verschlechtert. 
Ein Verbotstatbestand der Störung während der Fort-
pflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wande-
rungszeit nach § 44 BNatSchG ist damit nicht gegeben. 
Verbot der Beschädigung oder der Zerstörung von Le-
bensstätten (§44 (1) Nr. 3)  
Die Planungen sehen vor, die bisherigen Ackerflächen 
für eine Bebauung herzurichten. Im Zuge der Beseiti-
gung der Vegetationsschicht kann es zu Zerstörungen 
von Bruthabitaten von Bodenbrütern kommen, wenn-
gleich keine Bodenbrüter bisher im Gebiet nachgewie-
sen wurden.  
Durch die Fällung von 18 Bäumen entlang der B 203 
können ebenfalls potenzielle Bruthabitate zerstört wer-
den.  
Für den  Bebauungsplan Nr. 12 gilt die Privilegierung 
nach § 44 Abs. 5 BNatSchG, so dass in diesem Fall ein 
Verstoß gegen das Zugriffsverbot der Zerstörung von 
Lebensstätten nur dann zutrifft, wenn die ökologische 
Funktion der von dem Vorhaben betroffenen Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten der Gehölz- und Bodenbrüter im 
räumlichen Zusammenhang nicht mehr gewährleistet 
wäre. 
Es werden zur Eingrünung des geplanten Gewerbege-
bietes umfassende Neupflanzungen vorgesehen, die 
auch als Ersatzquartiere für Brutvögel eine Funktion 
übernehmen werden. 
Zusammenfassend ist davon auszugehen, dass - trotz 
der Entfernung von 18 Bäumen und der Beseitigung der 
Bodenvegetation- die ökologische Funktion der von dem 
Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
der Bodenbrüter im räumlichen Zusammenhang weiter-
hin erfüllt wird, bzw. sich die ökologische Gesamtsitua-
tion des vom Vorhaben betroffenen Bereichs im Hinblick 
auf die Funktion als Fortpflanzungs- und Ruhestätte 
nicht verschlechtert, da in näherer Umgebung hinrei-
chend Ausweichflächen existieren.  
Damit liegt kein Verbotstatbestand der Beschädigung 
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oder Zerstörung von Lebensstätten vor. 
Verbot der Entnahme, Beschädigung und Zerstörung 
von streng geschützten Pflanzenarten (§ 44 (1) Nr. 4) 
Im Plangebiet findet keine der in Anhang IV genannten 
Pflanzenarten geeignete Lebensbedingungen, es sind 
demnach keine Pflanzen vom Verbot des § 44 (1) Nr. 4 
BNatschG betroffen. 
§ 45 (7) BNatSchG – Ausnahme 
Entsprechend den obigen Ausführungen treten innerhalb 
des Vorhabens keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG für die Arten des Anhangs IV der FFH-Richt-
linie und den europäischen Vogelarten ein. Eine Aus-
nahme gemäß § 45 (7) BNatSchG ist daher nicht erfor-
derlich. Das Bauzeitenfenster zur Entfernung der Vege-
tationsschicht ist zu beachten.  
 

Artenschutz-Maßnahmen Zur sicheren Vermeidung von Tötungen ist die Vegetati-
onsschicht auf der Ackerflächen nur außerhalb der Brut-
zeit von Bodenbrütern zulässig. Die Brutzeit der potenzi-
ell vorkommenden Bodenbrüter umfasst den Zeitraum 
von Anfang April bis Mitte August. In dieser Zeit muss die 
Baufeldräumung unterbleiben. 
Gehölze dürfen nur innerhalb der gesetzlich vorgeschrie-
benen Frist vom 1. Oktober bis zum 28. Februar des 
Folgejahres gefällt werden.  
 
 

17.5 Auswirkung auf das Schutz-
gut Pflanzen 

Im Zuge des B-Plans werden Eingriffe in bisher nicht ver-
siegelte Freiflächen vorbereitet.  
Vom Eingriff insgesamt betroffen sind  
• intensiv genutzte Ackerflächen 
• eine Baumreihe entlang der B203.  
Entgegen der ursprünglichen Absicht, die Bäume ent-
lang der Bundesstraße B203 durchgehend zu erhalten, 
hat sich im Zuge der weiteren Erschließungsplanung 
herausgestellt, dass der Erhalt nur in Teilen möglich ist. 
Für die Erschließung des Plangebietes muss die Bun-
desstraße zur Schaffung eines Linksabbiegers verbrei-
tert werden. Dazu ist eine Verlegung des Rad- und Fuß-
weges in den Bereich, wo derzeit die Baumreihe verläuft 
erforderlich. Eine Verbreiterung auf der anderen Stra-
ßenseite der B203 ist nicht möglich, weil hier eine Bö-
schung mit sehr großem Höhenunterschied den Auf-
wand unverhältnismäßig in die Höhe treiben würde und 
außerdem die Flächenverfügbarkeit dort nicht gegeben 
ist.  
Es werden 18 Bäume entlang der B 203 beseitigt. Über-
wiegend handelt es sich um Bergahorne.  
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Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• Festsetzung zum Erhalt eines Teils der Baumreihe 
entlang der B203 
 
 

17.6 Auswirkungen auf das 
Schutzgut biologische Viel-
falt 

Die geplante Bebauung nimmt vorrangig bereits anthro-
pogen beeinflusste Flächen mit allgemeiner Bedeutung 
in Anspruch. Wertvolle Bäume bleiben zum Teil erhalten. 
Das Schutzgut biologische Vielfalt ist nicht erheblich be-
troffen.  
 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

Alle bei den Schutzgütern Pflanzen und Tiere genannten 
Maßnahmen dienen ebenso dem Erhalt der biologischen 
Vielfalt.  
 
 

17.7 Auswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch / 
menschliche Gesundheit 

Die wesentlichen vorhabenbezogenen Wirkungen, die 
zu Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch führen kön-
nen, sind Schallimmissionen („Lärm”) sowie ggf. Luft-
schadstoffimmissionen. Zeitlich begrenzte Beeinträchti-
gungen während der Bauphase sind ebenfalls zu be-
rücksichtigen.  
 

Lärm Das geplante Gewerbegebiet liegen im Einflussbereich 
des durch die Bundesstraße B203 entstehenden Ver-
kehrslärms. Innerhalb des Plangeltungsbereichs ent-
steht Gewerbelärm durch die geplanten Gewerbeflä-
chen. Unmittelbar an den Plangeltungsbereich angren-
zend befinden sich einzelne Wohngebäude. Im Rahmen 
einer lärmtechnischen Untersuchung zum Gewerbelärm 
(Wasser- und Verkehrskontor GmbH: Lärmtechnische 
Untersuchung, Gewerbelärm nach DIN 45691, Stand 
11.12.2020) sowie einer lärmtechnischen Untersuchung 
zum Verkehrslärm (Wasser- und Verkehrskontor GmbH: 
Lärmtechnische Untersuchung, Verkehrslärm nach DIN 
18005 /16.BImSchV, Stand 10.12.2020) sind die auf die 
geplante und vorhandene Bebauung einwirkenden 
Emissionen und die Immissionen aus dem Plangebiet 
untersucht worden. 
Die Empfehlungen der Gutachten werden vollumfänglich 
in die Bauleitplanung übernommen. Es werden Lärmpe-
gelbereiche festgesetzt sowie eine Lärmkontingentie-
rung vorgenommen.  
Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind somit si-
chergestellt.  
 

Luftschadstoffe Aufgrund der Bebauung wird eine Zunahme des Ver-
kehrs im Plangebiet stattfinden. Allerdings tragen die 
Windverhältnisse sowie die Lage in der freien Land-
schaft dazu bei, dass keine Problematik bezüglich Luft-
schadstoffen entstehen kann.  
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Erschütterungen Während der Bauphase sind aufgrund der Bautätigkei-
ten Belästigungen durch Erschütterungen zu erwarten, 
diese sind allerdings zeitlich beschränkt.  
 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• Festsetzungen von Lärmpegelbereichen 
• Festsetzung von Kontingentierungen zum Gewerbe-

lärm  
 
 

17.8 Auswirkung auf das Schutz-
gut Klima und Luft 

 

Auswirkungen der geplanten 
Vorhaben auf das Klima 

Durch die vorgesehene Planung sind aufgrund der Ex-
position des Gebietes keine planungsrelevanten bau,- 
anlage- oder betriebsbedingten Beeinträchtigungen des 
Mikro- oder Makroklimas bzw. des Frischluftsystems zu 
erwarten.  
 

Anfälligkeit der geplanten Vor-
haben gegenüber den Folgen 
des Klimawandels 

Nach aktuellem Kenntnisstand liegt keine Anfälligkeit der 
geplanten Nutzungen und Bebauungen gegenüber den 
Folgen des Klimawandels vor.  

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• Erhalt einiger Bäume der Baumreihe entlang der 
B 203 

• Festsetzungen von Baumpflanzungen im Straßen-
raum 

• Festsetzung zur Neuanlage von Knicks  
• Begrenzung der zulässigen Versiegelung  

 
 

17.9 Auswirkungen auf das 
Schutzgut Landschaft 

Mit der zulässigen Überbauung und Errichtung von Ge-
bäuden wird eine Überformung der Landschaft ermög-
licht. Die geplanten Gebäude werden von der B 203 aus 
und von der Ortslage Goosefeld aus zu sehen sein. 
Die vorgesehene randliche Eingrünung mit Knicks dient 
dazu, die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
weitgehend zu minimieren.  
Die Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind als er-
heblich einzustufen. 
 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• Erhalt einiger Bäume der Baumreihe entlang der 
B 203 

• Festsetzung von Baumpflanzungen im Straßenraum 
• Festsetzung von Grünflächen zur Eingrünung des 

Gewerbegebietes: Neuanlage von Knicks rund um 
die Gewerbeflächen  

• Baugestalterische Festsetzungen 
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17.10 Auswirkungen auf das 
Schutzgut Kultur- und sons-
tige Sachgüter 

Das Archäologische Landesamt hat sich im Rahmen der 
frühzeitigen Behördenbeteiligung wie folgt geäußert: 
Bei dem vorliegenden Bauvorhaben handelt es sich 
gem. § 12 DSchG um genehmigungspflichtige Maßnah-
men. Gem. § 12 (1) 1, § 12 (1) 3 und § 12 (2) 6) DSchG 
bedürfen die Veränderung und die Vernichtung eines 
Kulturdenkmals, die Veränderung der Umgebung eines 
unbeweglichen Kulturdenkmals, wenn sie geeignet ist, 
seinen Eindruck wesentlich zu beeinträchtigen und Erd-
arbeiten an Stellen, von denen bekannt ist oder den Um-
ständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenk-
male befinden, der Genehmigung. Gemäß § 12 (3) 
DSchG ist hier allein das Archäologische Landesamt 
Schleswig- Holstein als obere Denkmalschutzbehörde 
zuständig. 
Diese Genehmigung wird vom archäologischen Landes-
amt unter folgenden Auflagen erteilt: 
Südlich der im Bebauungsplan verzeichneten Bebau-
ungsgrenze ist eine Sichtschutzbepflanzung erforder-
lich. Die Sichtschutzbepflanzung erfolgt in Form eines 
8 m breiten Grünstreifens, innerhalb dessen ein Knick 
neu angelegt wird.  
Der Plangeltungsbereich befindet sich innerhalb eines 
archäologischen Interessensgebietes. Das archäolgi-
sche Landesamt hat aus diesem Grund archäologische 
Untersuchungen gem. § 14 DSchG für erforderlich ge-
halten, da zureichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass im Verlauf von baulichen Maßnahmen/Erdarbeiten 
in ein Denkmal eingegriffen werden wird.  
Auf der überplanten Fläche wurden am 16. – 18.11.2020 
in Absprache mit dem Planungsträger vom Archäologi-
schen Landesamt Schleswig-Holstein Voruntersuchun-
gen mit Nachweis von relevanten archäologischen Be-
funden (ein gestörtes Megalithgrab und eine vorge-
schichtliche Siedlungsfläche) durchgeführt. Die in der 
Kartierung rot markierte Fläche muss vor weiteren Bo-
deneingriffen im Rahmen einer archäologischen Haupt-
untersuchung ausgegraben werden. Die restliche Fläche 
wurde vom archäologischen Landesamt zur Umsetzung 
der Planung freigeben. 
Innerhalb der Vorbehaltsfläche ist die Nutzung als Ge-
werbegebiet sowie die Errichtung der Erschließungs-
straße unzulässig, bis die archäologische Hauptuntersu-
chung stattgefunden hat, abgeschlossen ist und die Flä-
che vom archäologischen Landesamt freigegeben wird. 
Die Durchführung der archäologischen Hauptuntersu-
chung ist zwingend, da sonst die Erschließung des Be-
bauungsplans nicht gesichert ist.  
Die Kosten für die archäologische Hauptuntersuchung in 
Goosefeld würden bis zu 70.000 € betragen und ca. 1,5 
Monate Zeit in Anspruch nehmen. Hinzu kämen noch die 
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Kosten für die Baggerarbeiten (für ca. acht Arbeitstage 
inkl. Verfüllen der Fläche). 
 
Das archäologische Landesamt verweist zudem aus-
drücklich auf § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt 
oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über 
die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzu-
teilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentü-
merin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den 
Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder 
in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den 
Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem 
Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der 
Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Ver-
pflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte 
in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne 
erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten 
geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens 
nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, 
sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen 
und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffen-
heit. 
 

Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

• Eingrünung des Gewerbegebietes als Abgrenzung 
zum archäologischen Denkmal 

• Archäologische Hauptuntersuchungen  
 
 

17.11 Wechselwirkungen zwi-
schen den Schutzgütern 

Bei der Umweltprüfung handelt es sich um ein integrati-
ves Verfahren, das eine schutzgüterübergreifende Be-
trachtung unter Berücksichtigung von Wechselwirkun-
gen erfordert (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). Ausgangs-
punkt dieses Ansatzes ist die Erkenntnis, dass die ein-
zelnen Schutzgüter nicht isoliert und zusammenhangs-
los nebeneinander vorliegen, sondern dass zwischen 
ihnen Wechselwirkungen und Abhängigkeiten bestehen.  
Ökosystemare Wechselwirkungen sind alle denkbaren 
funktionalen und strukturellen Beziehungen zwischen 
Schutzgütern, innerhalb der Schutzgüter sowie zwischen 
und innerhalb von landschaftlichen Ökosystemen, so-
weit sie aufgrund einer zu erwartenden Betroffenheit 
durch Projektauswirkungen von entscheidungserhebli-
cher Bedeutung sind. Sie beschreiben somit die Umwelt 
als funktionales Wirkungsgefüge.  
Allerdings ist die Anzahl ökosystemarer Wechselbezie-
hungen aufgrund der Fülle von biotischen und abioti-
schen Einflüssen sowie unter Beachtung der zeitlichen 
Dimension potenziell unendlich. Aufgrund wissenschaft-
licher Kenntnislücken und praktischer Probleme (unver-
hältnismäßig hoher Untersuchungsaufwand) ist eine 
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vollständige Erfassung aller Wechselbeziehungen daher 
im Rahmen einer Umweltprüfung nicht zu leisten bzw. 
nicht zielführend. Folglich werden nur die Wechselwir-
kungen erfasst und bewertet, die ausreichend gut be-
kannt und untersucht sind und die im Rahmen der Um-
weltprüfung entscheidungserheblich sein können. Die 
relevanten Wechselwirkungen (z.B. Wirkungspfade Bo-
den-Wasser-Lebensgemeinschaften oder Abhängigkei-
ten zwischen abiotischen Standortbedingungen und Le-
bensraumfunktionen) werden daher, soweit sie erkenn-
bar und von Belang sind, bereits den einzelnen Schutz-
gütern zugeordnet und in die Schutzgutanalyse und -be-
wertung integriert.  
 
 
 

18 Technischer Umweltschutz  

18.1 Vermeidung von Emissio-
nen sowie der sachgerechte 
Umgang mit Abfällen und 
Abwässern  
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB) 

 

Die Menge der anfallenden Abfälle ist nicht bekannt. Alle 
Abfälle werden sortiert und fachgerecht entsorgt. 
Zur Vermeidung von Schallemissionen werden Lärmpe-
gelbereiche festgesetzt. Zudem wird eine Lärmkontin-
gentierung für die Gewerbeflächen vorgenommen. 
Die Gebäude sind anschlusspflichtig an die öffentliche 
Abwasserentsorgung. 
 
 

18.2 Nutzung erneuerbarer Ener-
gien sowie sparsame und 
effiziente Nutzung von Ener-
gie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB) 

 

Es besteht im gesamten Plangebiet die grundsätzliche 
Möglichkeit, Dachflächen für Photovoltaik und Solarther-
mie zu nutzen.  
 
 

18.3 Erhaltung bestmöglicher 
Luftqualität in Gebieten mit 
Immissionsgrenzwerten 
nach europarechtlichen Vor-
gaben  
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB) 

Goosefeld zählt nicht zu den von der 39. BImSchV be-
troffenen Gebieten. 
 

18.4 Auswirkungen aufgrund von 
schweren Unfällen oder Ka-
tastrophen  
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB) 

Eine Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässi-
gen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen ist 
nach jetzigem Kenntnisstand nicht vorhanden. Erhebli-
che nachteilige Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Flä-
che, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, Biologi-
sche Vielfalt, Natura-2000-Gebiete, Mensch, Gesund-
heit, Bevölkerung sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 
durch schwere Unfälle oder Katastrophen sind nicht zu 
erwarten.  
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19 Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben 
benachbarter Plangebiete 

Kumulierungen mit anderen Vorhaben sind nicht zu er-
warten. 
 
 
 

20 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen  
(BauGB Anlage 1 Abs. 2 c) 

 

20.1 Eingriffe  

Flächenversiegelung Durch die geplante Bebauung findet eine Zunahme na-
turferner Standorte durch Flächenversiegelung statt. 
Dies hat die Zerstörung von Biotoptypen mit allgemeiner 
und besonderer Bedeutung, die Zerstörung des Bodens 
als Lebensraum und die Reduzierung der Grundwasser-
neubildung zur Folge.  
Insgesamt findet die Neuversiegelung auf Ackerflächen 
und statt und beträgt maximal 63.821 m². 
 

Beeinträchtigung der Grund-
wasserneubildung 

Durch Überbauung und Flächenversiegelung im Plange-
biet kommt es zu einem erhöhten Oberflächenwasserab-
fluss und einer Verringerung der Grundwasserneubil-
dung.  
Während der Bauphase besteht eine potentielle Gefähr-
dung des Grundwassers durch Stoffeinträge.  
 

Beseitigung von Bäumen Für die Sicherstellung der Erschließung ist die Erweite-
rung der B 203 um einen Linksabbieger und die Verle-
gung des vorhandenen Fuß- und Radweges erforderlich. 
Damit der Fuß- und Radweg verlegt werden kann, ist die 
Beseitigung von 18 der hier stehenden Bergahorne er-
forderlich.  
 

Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes 

Mit der geplanten Bebauung wird die bauliche Verände-
rung eines bisher unbebauten Landschaftsausschnittes 
vorbereitet. Dabei handelt es sich um einen erheblichen 
Eingriff in das Landschaftsbild.  
 
 

20.2 Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen 

Die Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen wur-
den bereits bei den einzelnen Schutzgütern ausgeführt. 
Hier erfolgt eine Zusammenstellung aller Vermeidungs- 
und Minimierungsmaßnahmen: 
 
• Festsetzung zum Erhalt einiger Bäume der Baum-

reihe entlang der B 203 
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• Festsetzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(Neuanlage von Knicks) 

• Festsetzung von Baumpflanzungen im öffentlichen 
Straßenraum 

• Festsetzung zur Begrenzung der zulässigen Versie-
gelung (Grundflächenzahl) 

• Einhaltung von Bauzeitenfenster zur Vermeidung 
von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen 

• Baugestalterische Festsetzungen 
 
 

20.3 Eingriffs- / Ausgleichsbilan-
zierung 

 

Schutzgut Boden Die Eingriffe in den Bodenhaushalt bestehen aus Über-
bauung und Versiegelung von Grundstücksflächen in 
Flächen mit allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz.  
Die Richtwerte des Runderlasses schreiben für den Aus-
gleich vollständig versiegelter Böden mindestens im Ver-
hältnis 1:0,5 und für wasserdurchlässige Beläge im Ver-
hältnis 1:0,3 vor (in Bereichen mit allgemeiner Bedeu-
tung für den Naturschutz).  
Aus dem geplanten Eingriff und den beschriebenen land-
schaftspflegerischen und grünordnerischen Maßnah-
men ergibt sich für das Plangebiet die in der folgenden 
Tabelle aufgeführte Kompensationsberechnung. 

 
 
Tab.: Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung Schutzgut Boden 

Eingriff Gesamt-
fläche 

Versiegelungs-/ Befes-
tigungsgrad 

Versieg. / Be-
fest. Fläche 

Aus-
gleichs
-faktor 

Eingriffs-
umfang 

Gewerbegebiet GE   72.276 m² GRZ 0,8 57.821 m²   

Straßenverkehrsflächen 6.000 m² 100% 6.000 m²   

Summe Eingriffsumfang Schutzgut Boden (vollversiegelte Flächen) 6.3821 m2   

Neuversiegelung 63.821 m2 0,5 31.911 m2 

Kompensationserfordernis gesamt 31.911 m² 

 
 

 Gemäß dem anzuwendenden Runderlass beträgt das 
Ausgleichserfordernis für das Schutzgut Boden 
31.911 m2.  
 

Schutzgut Wasser Das Entwässerungskonzept sieht eine Versickerung des 
anfallenden Oberflächenwassers vor Ort vor. Es sind 
keine Kompensationsmaßnahmen für das Schutzgut Was-
ser erforderlich.  
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Schutzgut Tiere  Es sind Bauzeitenregelungen zu beachten. Kompensati-
onsmaßnahmen sind nicht erforderlich.   
Für die 18 Bäume, die entlang der B 203 entfernt werden 
muss, muss aufgrund ihrer Bedeutung als Lebensraum für 
Brutvögel und Fledermäuse ein Ausgleich erfolgen. Es 
sind Ersatz-Gehölzflächen im Verhältnis 1:1,5 an anderer 
Stelle zu schaffen. Der Ersatz wird innerhalb der Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen innerhalb des Plangebietes umgesetzt. Es 
werden Knicks mit einer Gesamtlänge von 1.130 m neu 
angelegt. Davon kann ein Teil der umfassenden Gehölz-
neupflanzungen dem Eingriff in den Baumbestand zuge-
ordnet werden.  
 
 

Schutzgut Pflanzen Für die 18 Bäume, die entlang der B 203 entfernt werden 
muss, muss aufgrund ihres ökologischen Wertes ein Aus-
gleich erfolgen. Der Ausgleich wird bereits beim Schutzgut 
Tiere benannt.  
 

Schutzgut Landschaftsbild Mit einem großflächigen Gewerbegebiet innerhalb eines 
bisher unbebauten Landschaftsraums, der sich zudem im 
Naturpark Hüttener Berge befindet, wird ein massiver Ein-
griff in das Landschaftsbild vorbereitet. Zum Ausgleich des 
Eingriffs muss eine wirksame Eingrünung der geplanten 
Gewerbeflächen erfolgen. In Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde werden rund um das Gewerbegebiet 
Anpflanzflächen vorgesehen, innerhalb derer die Neuan-
lage von Knicks erfolgen wird. 50 % der Grünflächen sind 
dem Eingriff in das Landschaftsbild zuzuordnen.  
Somit sind 4.519 m2 der Grünfläche dem Ausgleich der 
Eingriffe in das Landschafsbild zuzuordnen.  
 
 

20.4 Ausgleichs-/ 
Ersatzmaßnahmen 

 

Maßnahmen innerhalb des 
Plangeltungsbereichs 

Naturnahe Anpflanzflächen 
Im Plangeltungsbereich wird eine 8 m breite Fläche zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen festgesetzt. Ziel ist, mit der Neuanlage von 
Knicks einschließlich integrierter Überhälter und randlicher 
Knickschutzstreifen eine raumwirksame Eingrünung der 
geplanten Gewerbebauten zu erzielen. Insgesamt werden 
9.037 m2 als Anpflanzfläche festgesetzt.  
Gemäß Runderlass zur Anwendung der Eingriffsregelung 
in der verbindlichen Bauleitplanung können Flächen, die 
aufgrund von Festsetzungen naturnah zu gestalten sind, 
zu 75 % für den Ausgleich der Eingriffe herangezogen 
werden.  
Damit reduziert sich der Kompensationsbedarf um 
6.778 m2. 
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Zuordnung von Ökokonto-
Flächen  

Das verbleibende Kompensationsdefizit von 29.652 m2 
wird über den Ankauf von Ökopunkten im Ökokonto Kosel 
abgedeckt.  
 

Abb.: Lage des Ökokontos Kosel 

 
 
 

20.5 Gesamtbilanzierung  

 
Eingriffe Ausgleichs- 

verhältnis 
Ausgleichs-
bedarf 

Kompensation 

Schutzgut Boden: 
Maximal zulässige Neuversiege-
lung von 63.821 m2 
 
 

Gemäß Rund-
erlass 2013: 
1:0,5 für vollver-
siegelte Flä-
chen  
 

31.911 m2 Ausgleich im Plangeltungsbe-
reich: 
Festsetzung einer Fläche zum 
Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen in einer Größe von 
9.037 m2, gemäß Runderlass 
können 75 % = 6.778 m2 für 
den Ausgleich angerechnet 
werden. Davon sind bereits 
4.519 m2 dem Schutzgut Land-
schaftsbild zugeordnet.  
2.259 m2 können dem Aus-
gleich Schutzgut Boden zuge-
ordnet werden.  
 
Ausgleich der verbliebenen 
29.652 m2 Ausgleichsbedarf 
über das Ökokonto Kosel 
 
Ergebnis:  
vollständige Kompensation 
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Schutzgut Landschaftsbild In Abstimmung 
mit UNB: 50 % 
der festgesetz-
ten Eingrünung 

4.519 m2 Ausgleich im Plangeltungsbe-
reich: 
Festsetzung einer Fläche zum 
Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen in einer Größe von 
9.037 m2, gemäß Runderlass 
können 75 % = 6.778 m2 für 
den Ausgleich angerechnet 
werden. Davon sind bereits 
4.519 m2 dem Schutzgut Land-
schaftsbild zugeordnet.  
 
Ergebnis:  
vollständige Kompensation 
 

Schutzgut Pflanzen:  
Beseitigung von 18 Bäumen 
 

Gemäß Rund-
erlass 2013: 
1:1,5 

27 Bäume Ausgleich im Plangeltungsbe-
reich: 
Innerhalb der Fläche zum An-
pflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen werden in unregelmä-
ßigen Abständen deutlich mehr 
als 27 Bäume integriert.  
 
Ergebnis:  
vollständige Kompensation 
 

Summe Ausgleichsbedarf 31.911 m2 Fläche (Multifunktionaler Ausgleich, 
Gehölzneuanlagen zum Teil auf gleicher Flä-
che wie Ausgleich für Boden) 

 
 
21 Anderweitige Planungs-

möglichkeiten 
Unabänderliche Vorgabe für das städtebauliche Konzept war 
der Flächenbedarf und der Flächenzuschnitt, der für die Um-
siedlung der Firma Punker erforderlich ist. Für eine sinnvolle 
Erschließung des Plangeltungsbereichs waren damit keine Va-
rianten möglich. Unter Berücksichtigung der Rahmenbedingun-
gen wie sinnvolle Anordnung der Nutzungen zueinander, flä-
chensparende Erschließung, Anschluss an den übergeordne-
ten Verkehr hat sich das vorliegende Konzept als das tragfä-
higste erwiesen.  
 
 
 

22 Zusätzliche Angaben  

22.1 Beschreibung der wich-
tigsten Merkmale der ver-
wendeten technischen 
Verfahren bei der Umwelt-
prüfung sowie Hinweise 
auf Schwierigkeiten, die 
bei der Zusammenstel-
lung der Angaben aufge-
treten sind 

Die Umweltprüfung des Bebauungsplans greift auf örtliche Be-
standsaufnahmen und Erhebungen zurück. Zusätzlich wurde 
eine artenschutzrechtliche Konfliktanalyse auf Basis einer Po-
tenzialanalyse durchgeführt.  
Die Informationen zu den weiteren Schutzgütern ergeben sich 
durch eine Auswertung der ökologischen Bestandsaufnahme, 
Auswertung der vorhandenen Gutachten (Bodengutachten, 
Schalltechnische Untersuchung) sowie durch Ableitung aus 
den erfassten Biotoptypen und aus dem Landschaftsplan.  
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Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung dieser Angaben 
sind nicht aufgetreten. 
Die Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes erfolgt ange-
lehnt an die Einstufung von Flächen im Leitfaden „Hinweise zur 
Eingriffsregelung“ in den zwei Wertstufen allgemeine und be-
sondere Bedeutung. Für die Bewertung der Biotoptypen wird 
auf die Wertstufen in „Hinweise zur Eingriffsregelung“ zurück-
gegriffen. In der Umweltprüfung werden die möglichen Auswir-
kungen des Vorhabens auf die Umwelt untersucht und deren 
Erheblichkeit verbal-argumentativ hergeleitet. Im Umweltbe-
richt sind die positiven sowie die nachteiligen erheblichen Aus-
wirkungen auf die einzelnen Schutzgüter der Umwelt darge-
stellt. 
 
 

22.2 Kenntnis- und 
Prognoselücken 

Es sind keine Kenntnis- und Prognoselücken bekannt. 
 
 

22.3 Maßnahmen zur 
Überwachung der 
erheblichen Auswirkun-
gen 

Die Überwachung der Umweltauswirkungen, das Monitoring, 
dient nicht der umfassenden Vollzugskontrolle der gesamten 
Bauleitplanung. Vielmehr sind die erheblichen oder nachhalti-
gen Umweltauswirkungen des Planvorhabens durch die Plan-
verantwortlichen zu überwachen, um unvorhergesehene nach-
teilige Auswirkungen erheblicher Art, die sich aus der Durch-
führung der Planung ergeben, festzustellen, und Abhilfe herzu-
stellen. 
Die Gemeinde Goosefeld überwacht: 
• die Einhaltung der artenschutzrechtlichen Bauzeitenfens-

ter 
• die Umsetzung der grünordnerischen Festsetzungen 

 
 
 

23 Zusammenfassung 
(BauGB Anlage 1 Abs. 3 c) 

Einleitung 
Die Gemeinde Goosefeld beabsichtigt, innerhalb ihres Gemein-
degebietes ein interkommunales Gewerbegebiet zusammen 
mit der Stadt Eckernförde zu entwickeln. Um dieses Vorhaben 
umsetzen zu können, bedarf es neben der vorbereitenden und 
verbindlichen Bauleitplanung auch der Erschließungsplanung. 
Von der aktuell geplanten Gesamtfläche ist bereits für ca. 50 % 
des Gebiets eine konkrete Interessensbekundung vorliegend. 
Hierbei handelt es sich um das Unternehmen „Punker“ mit ak-
tuellem Sitz in der Stadt Eckernförde. Der Standort soll vollstän-
dig von Eckernförde nach Goosefeld umgesiedelt werden. 
Das verbleibende Gebiet soll als Angebot weiteren potentiellen 
Gewerbetreibenden vorgehalten werden.  
Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen hat 
die Gemeinde Goosefeld die Aufstellung des Bebauungsplans 
Nr. 12 beschlossen. Im Parallelverfahren wird die 10. Änderung 
des Flächennutzungsplans erarbeitet. 
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Gemäß § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB wurde für die Belange des 
Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchgeführt und deren 
Ergebnisse in diesem Umweltbericht dokumentiert. 
Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
Die Umweltprüfung erfolgte unter Betrachtung der einzelnen 
Schutzgüter. Der Umweltbericht stellt die Ergebnisse zusam-
men mit gesonderten Aussagen zur Eingriffsregelung, zum Ar-
tenschutzrecht, zur Prognose bei Nichtdurchführung des Vor-
habens sowie zu anderweitigen Planungsmöglichkeiten. 
Schutzgüter 
Als zentraler Aspekt des Umweltberichtes erfolgt eine schutz-
gutbezogene Analyse. Hierin werden der derzeitige Zustand 
der Umwelt anhand der einzelnen Schutzgüter beschrieben 
und bewertet sowie die erheblichen Umweltauswirkungen des 
Vorhabens gegenüber der aktuellen Situation dargestellt. An-
schließend folgen Aussagen über Maßnahmen zur Vermei-
dung, Minderung und Ausgleich bzw. Ersatz erheblicher nach-
teiliger Umweltauswirkungen. Folgende Inhalte sind von Be-
deutung: 
Raumbeschreibung: Der Geltungsbereich des B-Planes 
Nr. 12 umfasst eine Ackerfläche sowie bereits vorhandene Ver-
kehrsflächen. Entlang der Bundesstraße B 203 befindet sich in-
nerhalb einer Straßenböschung eine Baumreihe aus Bergahor-
nen.   
Bewertung: Der Plangeltungsbereich besitzt derzeit für Teilas-
pekte der Schutzgüter Pflanzen (Baumreihe),Wasser (Wasser-
schutzgebiet) und Kultur- und sonstige Sachgüter (Archäologi-
sches Interessensgebiet, Fund eines Megalithgrabes einer vor-
geschichtlichen Siedlungsfläche) eine besondere Bedeutung. 
Den übrigen Schutzgütern Fläche, Boden, Klima, Luft und 
Mensch wird vollständig eine allgemeine Bedeutung zugeord-
net. 
Erhebliche Auswirkungen: Mit der Planung werden überwie-
gend intensiv ackerbaulich genutzte Flächen überplant. Auf-
grund der anthropogenen Vorbelastung des Standorts durch 
vorhandene Bebauung, eine Hochspannungsleitung, Verkehr, 
werden zum Teil keine erheblichen Umweltauswirkungen prog-
nostiziert. Für die Schutzgüter Boden, Pflanzen und Land-
schaftsbild, sind die Umweltauswirkungen aufgrund der zusätz-
lichen Versiegelung von Böden sowie der Eingriffe in den Ge-
hölzbestand als erheblich einzustufen. 
Vermeidungsmaßnahmen: Folgende Vermeidungs- und Mini-
mierungsmaßnahmen werden im Bebauungsplan vorgesehen:   

• Festsetzung zur Begrenzung der zulässigen Bebauung 
(Grundflächenzahl) 

• Festsetzung zur Dachbegrünung 
• Festsetzung zur Versickerung auf den Grundstücken  
• Festsetzung zum Erhalt eines Teils der Baumreihe entlang 

der B203 
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• Festsetzungen von Lärmpegelbereichen 
• Festsetzung von Kontingentierungen zum Gewerbelärm  
• Festsetzungen von Baumpflanzungen im Straßenraum 
• Festsetzung von Grünflächen zur Eingrünung des Gewer-

begebietes: Neuanlage von Knicks rund um die Gewerbe-
flächen  

• Baugestalterische Festsetzungen 
• Eingrünung des Gewerbegebietes als Abgrenzung zum ar-

chäologischen Denkmal 
• Archäologische Untersuchungen  
• Einhaltung von Bauzeitenfenster zur Vermeidung von ar-

tenschutzrechtlichen Konflikten 
Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen:  
Der Ausgleich für die Eingriffe in die Schutzgüter Boden und 
Landschaftsbild wird zum Teil innerhalb des Plangeltungsbe-
reichs durch Festsetzung von Anpflanzflächen umgesetzt. Der 
verbleibende Ausgleich für das Schutzgut Boden wird im Öko-
konto Kosel in einer Größe von 29.652 m2 stattfinden. 
Artenschutzrechtliche Prüfung:  
Die Verträglichkeit der vorliegenden Planung mit geltendem Ar-
tenschutzrecht ist auf Basis einer Potenzialanalyse geprüft wor-
den. Sofern die genannten Bauzeitenfenster beachtet werden, 
sind keine Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG berührt.  
Prognose bei Nichtdurchführung des Vorhabens 
Für die Entwicklung der Umwelt im Untersuchungsgebiet ohne 
die Aufstellung des Bebauungsplanes ist ein gleichbleibender 
Zustand zu prognostizieren. Die Fläche würde weiterhin der 
landwirtschaftlichen Nutzung unterliegen.  
Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
Unabänderliche Vorgabe für das städtebauliche Konzept war 
der Flächenbedarf und der Flächenzuschnitt, der für die Um-
siedlung der Firma Punker erforderlich ist. Für eine sinnvolle 
Erschließung des Plangeltungsbereichs waren damit keine Va-
rianten möglich. Unter Berücksichtigung der Rahmenbedingun-
gen wie sinnvolle Anordnung der Nutzungen zueinander, flä-
chensparende Erschließung, Anschluss an den übergeordne-
ten Verkehr hat sich das vorliegenden Konzept als das tragfä-
higste erwiesen.  
Ergänzende Angaben 
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung: Grundsätzliche 
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben sind 
nicht aufgetreten. 
Überwachung: Die Gemeinde Goosefeld überwacht: 

• die Einhaltung der artenschutzrechtlichen Bauzeitenfens-
ter 

• die Umsetzung der grünordnerischen Festsetzungen 
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24 Quellen  
(BauGB Anlage 1 Abs. 3 d) 
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25 Artenschutzrechtliche 
Beurteilung 

Durch die erforderliche Flächeninanspruchnahme von Ackerflä-
chen und ggf. durch mögliche weitere Beeinträchtigungen in-
folge von Scheuchwirkungen und baubedingten Wirkfaktoren 
sind vorhabenbedingte Auswirkungen auf die Tier- und Pflan-
zenwelt nicht auszuschließen. Neben der schutzgutbezogenen 
Betrachtungsweise, die im Rahmen des Umweltberichtes erfol-
gen wird, wurden die möglichen Auswirkungen des geplanten 
Vorhabens auf die Belange des Artenschutzes geprüft. 
 
 

25.1 Gesetzliche Grundlage Nach § 44 (1) BNatSchG ist es verboten  
1. „..wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten 

nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten o-
der ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören...“ (Tötungsverbot). Sind 
im unmittelbaren Zusammenhang mit der Zerstörung und 
Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten Tötun-
gen nicht vermeidbar, liegt kein Verstoß gegen das Tö-
tungsverbot vor, wenn die ökologische Funktion der be-
troffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird.  

2. „...wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der 
europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, 
Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszei-
ten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, 
wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population einer Art verschlechtert...“ (Störungsver-
bot)  

3. „...Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden 
Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören...“ (Verbot 
der Beschädigung oder Zerstörung von Lebensstätten). Ein 
Verstoß gegen das Verbot liegt nicht vor, wenn die ökologi-
sche Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffe-
nen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zu-
sammenhang weiterhin erfüllt wird. Dies bedeutet, dass 
sich die ökologische Gesamtsituation des vom Vorhaben 
betroffenen Bereichs im Hinblick auf seine Funktion als 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte nicht verschlechtern darf.  

4. „…wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten 
oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 
sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.“ 

 
Nach der Novelle des BNatSchG gelten für die Berücksichti-
gung des Artenschutzes bei Eingriffen im Bereich des Bau- und 
Fachplanungsrechts die artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände nicht mehr für die national geschützten Arten, sondern 
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nunmehr für die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und 
für die europäischen Vogelarten. 
Ziel der artenschutzrechtlichen Prüfung ist es, eine fachliche 
Einschätzung bezogen auf die potenziellen Vorkommen von 
Anhang IV-Arten der FFH-Richtlinie sowie der europäischen 
Vogelarten im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 12 zu 
geben und mögliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 
(in der Fassung vom 29.07.2009; zuletzt geändert durch Artikel 
290 V. v. 19.06.2020) sowie eventuell nötige Anträge auf Aus-
nahmen zu benennen.  
 
 

25.2 Bestimmung der für die 
Planung relevanten Arten 

Bei der artenschutzrechtlichen Betrachtung sind die Arten des 
Anhangs IV der FFH-Richtlinie grundsätzlich auf Artniveau zu 
behandeln. Gleiches gilt grundsätzlich auch für die europäi-
schen Vogelarten. Allerdings können hier die nicht gefährdeten 
Arten ohne besondere Habitatansprüche in Artengruppen zu-
sammengefasst werden, wie beispielsweise zu den Gehölzbrü-
tern oder Gebäudebrütern (LBV-SH 2016).  
Zur Überprüfung und Benennung der im Untersuchungsgebiet 
potenziell vorkommenden Anhang IV-Arten der FFH-Richtlinie 
ist eine vom Landesamt für Natur und Umwelt Schleswig-Hol-
stein erarbeitete Liste der in Schleswig-Holstein beheimateten 
Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie herangezogen wor-
den (DREWS 01.12.05). Die Aufzählung der im Untersu-
chungsbereich vorkommenden europäischen Vogelarten stützt 
sich in erster Linie auf Anlage 1 des Vermerks des Landesbe-
triebs Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holsteins zur Beach-
tung des Artenschutzrechtes bei der Planfeststellung (LBV-SH 
2016). Mittels der Potenzialanalyse und Sichtung vorhandener 
Daten werden so die planungsrelevanten Arten ermittelt, deren 
Vorkommen unter Berücksichtigung der konkreten Habitateig-
nung mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit angenommen wer-
den kann. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in der Regel eine 
Potenzialanalyse ein wesentlich breiteres Artenspektrum 
ergibt, da davon ausgegangen wird, dass jeder geeignete Le-
bensraum besiedelt ist, als eine Kartierung tatsächlich belegen 
würde. 
 

Arten des Anhangs IV der 
FFH-Richtlinie 

Keine der in Schleswig-Holstein vorkommenden Arten des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie findet im zu betrachtenden B-Plan-
gebiet einen geeigneten Lebensraum.  
Im Plangeltungsbereich existieren keine Strukturen, die als Fle-
dermausquartier geeignet wären. Die Baumreihe entlang der B 
203 kann als wichtige Leitstrukturen für Fledermäuse dienen.  
Möglicherweise wird die Ackerfläche als Teil eines großen 
Jagdgebietes genutzt. 
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Europäische Vogelarten  
 

Im Plangeltungsbereich sind wenige Strukturen vorhanden, die 
als Brutstandorte geeignet wären. Eine Besiedlung der Acker-
fläche kann aufgrund der Bewirtschaftung mit Wintergetreide 
nahezu ausgeschlossen werden. Hier sind allenfalls die Arten 
Feldlerche und Wiesenschafstelze zu erwarten. Die offene 
Ackerfläche kann zudem dem Mäusebussard als Nahrungsha-
bitat dienen. Bei den Begehungen vor Ort wurden keine kon-
kreten Bruthabitate nachgewiesen. 
Potenzielle Brutstätten können sich im Plangebiet in der Baum-
reihe befinden. Das Spektrum der potenziellen Brutvogelarten 
beschränkt sich somit auf wenig störungsanfällige, häufig vor-
kommende Gehölzbrüter.  
 
 

25.3 Prüfung der Verbotstatbe-
stände nach § 44 
BNatSchG 

Tötungsverbot (§44 (1) Nr. 1)  
Durch die Planung sind keine nachgewiesenen Brutstätten be-
troffen, allerdings ist dennoch nicht vollständig auszuschließen, 
dass die Ackerfläche vereinzelt von Bodenbrütern genutzt wird. 
Durch die Fällung von 18 Bäumen entlang der B 203 sind auch 
potenziell Brutstätten betroffen. Für die Brutvögel wird zur Ver-
meidung des Tötungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG eine Bauzeitenregelung erforderlich. Die Brutzeit 
der potenziell vorkommenden Bodenbrüter umfasst den Zeit-
raum von Anfang April bis Mitte August. In dieser Zeit muss die 
Baufeldräumung unterbleiben. Für die Fällung der Bäume ist 
die gesetzlich vorgeschriebene Frist vom 1.10. bis zum 28.02. 
des Folgejahres zu beachten.  
Unter Berücksichtigung dieser Bauzeitenregelung ist davon 
auszugehen, dass das Zugriffsverbot § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG nicht verletzt wird. 
Störungsverbot (§44 (1) Nr. 2)  
Die tatsächlich und potenziell in den vorhandenen Bäumen vor-
kommenden Gehölzbrüter sind recht flexibel, da sie aufgrund 
der Lage des Plangebietes an der B 203 bereits ständigen Stö-
rungen ausgesetzt sind. Daher ist davon auszugehen, dass 
keine erhebliche Störung dieser Vogelarten durch die Baumaß-
nahme vorliegt, und sich der Erhaltungszustand der lokalen Po-
pulation der betrachteten Vogelarten nicht verschlechtert. 
Ein Verbotstatbestand der Störung während der Fortpflan-
zungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wanderungszeit nach 
§ 44 BNatSchG ist damit nicht gegeben. 
Verbot der Beschädigung oder der Zerstörung von Lebensstät-
ten (§44 (1) Nr. 3)  
Die Planungen sehen vor, die bisherigen Ackerflächen für eine 
Bebauung herzurichten. Im Zuge der Beseitigung der Vegetati-
onsschicht kann es zu Zerstörungen von Bruthabitaten von Bo-
denbrütern kommen, wenngleich keine Bodenbrüter bisher im 
Gebiet nachgewiesen wurden.  
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Durch die Fällung von 18 Bäumen entlang der B 203 können 
ebenfalls potenziell Bruthabitate zerstört werden.  
Für den  Bebauungsplan Nr. 12 gilt die Privilegierung nach § 44 
Abs. 5 BNatSchG, so dass in diesem Fall ein Verstoß gegen 
das Zugriffsverbot der Zerstörung von Lebensstätten nur dann 
zutrifft, wenn die ökologische Funktion der von dem Vorhaben 
betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Gehölz- und 
Bodenbrüter im räumlichen Zusammenhang nicht mehr ge-
währleistet wäre. 
Zusammenfassend ist davon auszugehen, dass - trotz der Ent-
fernung der Beseitigung der Bodenvegetation- die ökologische 
Funktion der von dem Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten der Bodenbrüter im räumlichen Zusammen-
hang weiterhin erfüllt wird, bzw. sich die ökologische Gesamt-
situation des vom Vorhaben betroffenen Bereichs im Hinblick 
auf die Funktion als Fortpflanzungs- und Ruhestätte nicht ver-
schlechtert, da in näherer Umgebung hinreichend Ausweichflä-
chen existieren.  
Damit liegt kein Verbotstatbestand der Beschädigung oder Zer-
störung von Lebensstätten vor. 
Verbot der Entnahme, Beschädigung und Zerstörung von 
streng geschützten Pflanzenarten (§ 44 (1) Nr. 4) 
Im Plangebiet findet keine der in Anhang IV genannten Pflan-
zenarten geeignete Lebensbedingungen, es sind demnach 
keine Pflanzen vom Verbot des § 44 (1) Nr. 4 BNatschG betrof-
fen. 
§ 45 (7) BNatSchG – Ausnahme 
Entsprechend den obigen Ausführungen treten innerhalb des 
Vorhabens keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG für 
die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und den europäi-
schen Vogelarten ein. Eine Ausnahme gemäß § 45 (7) 
BNatSchG ist daher nicht erforderlich. Das Bauzeitenfenster 
zur Entfernung der Vegetationsschicht ist zu beachten.  
 
 

25.4 Artenschutz-Maßnahmen Zur sicheren Vermeidung von Tötungen ist die Vegetations-
schicht auf der Ackerflächen nur außerhalb der Brutzeit von Bo-
denbrütern zulässig. Die Brutzeit der potenziell vorkommenden 
Bodenbrüter umfasst den Zeitraum von Anfang April bis Mitte 
August. In dieser Zeit muss die Baufeldräumung unterbleiben. 
Gehölze dürfen nur innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen 
Frist vom 1. Oktober bis zum 28. Februar des Folgejahres ge-
fällt werden.  

 
 
 
Goosefeld, .............................. .............................................. 
 Der Bürgermeister 


